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Weihnachten steht schon wieder vor der

Tür. Und wie schon so oft: Man wünscht

sich ein „friedliches Fest“. Und bei den

sich anschließenden guten Wünschen für

das neue Jahr steht nach der Gesundheit

der „Frieden“ häufig an zweiter Stelle.

Nahezu immer wird dabei an das friedliche

Zusammenleben der Völker auf der Erde

gedacht, daran, dass es keine Kriege zwi-

schen ihnen, keine Bürgerkriege und kei-

ne Terroranschläge geben möge.

Selten, viel zu selten war mit den Wün-

schen nach „friedlichem“ Zusammenle-

ben die Hoffnung verknüpft, dass sich das

Miteinander aller in Deutschland leben-

den Menschen „friedlich“ gestaltet.

Das mag in diesem Jahr anders sein. Hof-

fentlich. Denn die Angst vor „französischen

Zuständen“ geht in europäischen Einwan-

derungsländern um. Zwar ist die in Deutsch-

land zurzeit noch unbegründet, denn die

Dinge liegen in Frankreich ganz anders. In

Deutschland sind die Einwandererviertel in

der Regel multiethnisch und multireligiös

– trotz klar identifizierbarer ethnokultu-

reller Siedlungs-Kerne. Sie sind auch meis-

tens durch Zu- und Wegzug gewachsen –

nicht extra gebaut.

Soziale Brennpunkte, in denen ethnische

und soziale Probleme sich gegenseitig ver-

schärfen, wachsen aber auch in Deutsch-

land – und nicht nur in dem von den Me-

dien immer wieder ausgeleuchteten Ber-

lin-Kreuzberg. „Kreuzberg“ gibt es in vie-

len Bundesländern mit der Gefahr, dass

sich Ghettos bilden können.

Nicht nur in Kreuzberg kann man sich

ausrechnen, wieviele Erwachsene mit Mi-
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Ein friedliches Jahr 2006

am normalen Wohnungsmarkt nicht adä-

quat versorgen können. In gleichem Maß

schrumpft das Angebot, das für diese 

Situation als „Sozialer Wohnungsbau“ ent-

wickelt wurde, und konzentriert sich räum-

lich in den Beständen am Rande der Groß-

städte. Und das sind häufig die Großsied-

lungen, die aufgrund ihres Mangels an

identitätsstiftender Architektur mit ur-

sächlich sind für Frustration, Agression

und rohe Gewalt. Aber nicht nur diese.

Die Wohnungswirtschaft ist sich der jetzt

öffentlich diskutierten Probleme schon seit

Jahren bewusst. Deshalb hat sie  – vielfach

von der Öffentlichkeit nicht wahrgenom-

men – eine Vielzahl von unterschiedlichen

Integrationsmaßnahmen initiiert, Sozial-

arbeiter eingestellt, Belegungs- und Quar-

tiersmanagement und vieles andere mehr

betrieben.

Gleichzeitig hat sie aber seit Jahren im-

mer wieder an die Politik appelliert, sie

mit den Problemen nicht allein zu lassen,

weil sonst längerfristig Ghettos und „no-

go-areas“ drohten – so der Verbandsdirek-

tor des VdW Rheinland Westfalen noch

im Rahmen des Verbandstages im Sep-

tember dieses Jahres.

Wenn nun, aufgerüttelt durch die franzö-

sischen Ereignisse, auch die Politik zur Er-

kenntnis gekommen ist, politikfeldüber-

greifende, integrierte Programme zur Vi-

talisierung städtischer Quartiere umsetzen

zu müssen, um den Problemen entgegen-

zu wirken und den sozialen Frieden zu er-

halten, stimmt das hoffnungsfoh.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen be-

sinnliche Weihnachtstage und ein „fried-

liches“ Jahr 2006.

Ihre

P. S.: Die Geschäftsstellen und Büros un-

serer Verbände in Bonn, Düsseldorf,

Frankfurt, Mainz und Münster sind vom

27. bis 30. Dezember 2005 geschlossen.

Die nächste Ausgabe des VM erhalten Sie

im Februar 2006.

grationshintergrund in 15 Jahren leben,

wenn bereits heute in den Kindertages-

stätten über die Hälfte Kinder mit Migra-

tionshintergrund sind. Und nicht nur in

Kreuzberg haben heute schon über die

Hälfte aller Migranten-Schulabgänger kei-

nen oder nur den geringsten aller Bil-

dungsabschlüsse und 75 Prozent keine Be-

rufsausbildung mit der Folge von zuneh-

mender Jugendarbeitslosigkeit und

isoliertem Leben in Armenghettos, in de-

nen Kriminalität, Hoffnungslosigkeit, Per-

spektivlosigkeit und Wertechaos zuneh-

men.

Wie gesagt: Die Dinge in Frankreich liegen

heute ganz anders. Aber: Wir werden sie

bekommen, wenn wir nicht aufpassen.

Wenn die Politik – aber auch wir alle –

nicht endlich Chancen zu einer möglichst

gleichberechtigten Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben eröffnen. Dabei geht

es besonders um die sprachliche Integra-

tion, um die ohne diese Voraussetzung

kaum erreichbare soziale Integration, um

die kulturelle Integration einschließlich

der Grundwerte unserer Rechtskultur und

um den Zugang zum Arbeitsmarkt. Nur so

wird es gelingen, die Migranten für das

Land zu gewinnen, in dem sie leben.

Und was geht das alles die Wohnungswirt-

schaft an? Sehr vieles. Denn in ihren Be-

ständen spielt sich all das ab, was vor dem

Hintergrund des Aufstandes der Migran-

ten-Kids in Frankreich in und für Deutsch-

land öffentlich diskutiert worden ist.

Gerade die Viertel des sozialen Woh-

nungsbaus stehen in der Gefahr, die Ghet-

tos dieses Jahrhunderts zu werden. Denn

die Zahl derjenigen Haushalte wächst, die

sich aufgrund ihrer Einkommenssituation

Burghard Schneider
Verbandsdirektor/Vorstand

VdW Rheinland Westfalen 

Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand

VdW südwest



2 Inhalt

VerbandsMagazin • 12/05 – 1/06

4 AKTUELLES
4 „Business Improvement Districts“ – Penicillin, Placebo oder Pragmatismus?

Erster nationaler Kongress zur Erfahrung mit neuen innerstädtischen Kooperationen

5 Senioren wollen nicht ins Heim
Infratest-Umfrage

5 Bundeskartellamt genehmigt Zusammenschluss Tele Columbus und iesy
5 Betriebskosten-Management kann optimiert werden

Fachtagung im EBZ – Europäisches Bildungszentrum

6 UNVERZICHTBAR – Kommunale Wohnungsunternehmen 
sind Teil der Zukunft unserer Städte
GdW-Kongress der kommunalen und öffentlichen Wohnungsunternehmen

7 Treffpunkt Ehrenamt in Genossenschaften
Weiter wachsende Nachfrage nach Erfahrungsaustausch

8 Wettbewerb: „Wohnungsgenossenschaften – jung und attraktiv (Ja)“
10 Intelligentes Wohnen: Mehr Wohn- und Lebensqualität für ältere Menschen
11 Genossenschaftsausschüsse des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest 

tagten erstmals gemeinsam
12 Der Trend geht zurück in die Städte

Aktuelle Difu- und BAT-Studien

13 POLITIK
13 „Gleiche Chancen auf Bildung und Lernen sind die wichtigste Form von Gerechtigkeit“

Bundespräsident besucht Förderunterricht für Jugendliche mit Migrationshintergrund 

14 Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD zur Bildung der Bundesregierung
16 Novellierung des Genossenschaftsgesetzes 

Referentenentwurf liegt vor

17 TECHNIK, BAUEN, PLANEN
17 Energie sparen

Kosten reduzieren durch neue Heizkörperventile

18 Barrierefreiheit erhält auch beim Umbau immer größere Bedeutung 
Technische Grundsätze – Nicht nur für Bauten des Bundes

Hessen

19 Aktuelles
22 Politik
23 Personalia / Jubiläen
24 Aus den Unternehmen
26 Verband und Gremien
29 Medienecho

Nordrhein-Westfalen

19 Aktuelles
22 Personalia / Jubiläen
24 Politik
25 Aus den Unternehmen
27 Verband und Gremien

Rheinland-Pfalz

19 Aktuelles
24 Personalia / Jubiläen
25 Verbände und Gremien

19 LANDESAUSGABEN

4

12

Mit Business 
Improvement Districts (BIDs) 

zu neuen Kooperationen 

Prof. Horst W. Opaschowski: 
Der Trend geht zurück

in die Städte

13
Bundespräsident 

Horst Köhler 
in einer Hauptschule in Köln



3Inhalt

12/05 – 1/06 • VerbandsMagazin

31 STEUERN
31 Steuerliche Schwerpunkte der neuen Regierung – ein Überblick

Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vom 11. November 2005 

32 Körperschaftsteuer: Gesellschafter-Fremdfinanzierung weiter konkretisiert

32 Einkommensteuer: Zinssatz bei Arbeitgeberdarlehen

33 Sozialversicherungsmeldungen und -beiträge 
Geänderte Fristen und elektronische Meldungen

33 Einkommensteuer 
Rentenversicherungsbeiträge als Werbungskosten?

33 Einkommensteuer
Beendigung von Erhaltungsarbeiten

34 PROJEKTE
34 EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL:  

NEJO – Neue Energien und Neue Jobs Mittelhessen
Wohnbau Mieterservice GmbH, Gießen

36 „Wohnen in den besten Jahren“ – Dienstleistungen für ältere Menschen
DOGEWO – Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

38 RECHT
38 Hartz IV / ALG II: Wasser- und Stromkosten als Kosten der Unterkunft

38 Wohnraummietrecht: Harry Potter im Kinderzimmer

38 Genossenschaftsrecht
Vertretung der Genossenschaft im Rechtsstreit mit Vorstandsmitgliedern

39 Energieeinsparverordnung (EnEV)
Auslegung der Begriffe „nicht begehbar“ und „zugänglich“

39 Wohnraummietrecht
Fristlose Kündigung bei ständigen Zahlungsverzögerungen

39 Mietrecht: Bankeinzug bei rückständigen Mieten

40 BILDUNG UND BERUF
40 Fort- und Weiterbildungsangebote: Seminare im Januar und Februar 2006

41 Fortbildung „Fachkaufmann/-frau WEG (IHK)“ im EBZ
42 Neuer Studiengang „Sachverständiger Immobilienbewertung (SwFA)“

beginnt im Januar

42 FÜR SIE GELESEN
42 Jens Friedemann und Rüdiger Wiechers (Hrsg.): Städte für Menschen

42 Eduard Mändle: Grundriss der Wohnungsgenossenschaften

43 Gudrun Theresia de Maddalena, Matthias Schuster:
„go south – das Tübinger Modell”

44 BETRIEBSWIRTSCHAFT
44 Betriebsvergleich 2004 des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest

47 PANORAMA
47 Rahmendaten zur Wohnungswirtschaft in Deutschland: Aktueller Zahlenspiegel 12/2005

47 Wohnen und Bauen in Zahlen 2005

48 STELLENANZEIGEN

49 STELLENANZEIGEN / IMPRESSUM

34
Titelbild:

Energetisch und baubiologisch 
optimierte Reihenhaussiedlung 

in Gießen

14
Wolfgang Tiefensee 

neuer Bundesminister
für Verkehr, Bau und

Stadtentwicklung



4 Aktuelles

VerbandsMagazin • 12/05 – 1/06

Wohl wenige Themen beschäftigen die Dis-
kussion um die Zukunft der Innenstädte
zurzeit mehr als die so genannten „Busi-
ness Improvement Districts“ (BIDs). In
Nordrhein-Westfalen sind es die „Immobi-
lien- und Standortgemeinschaften“ (ISGs).
In Hessen sollen sie „Innovationsgebiete“
heißen. Wie häufig bei „neuen“ Themen
haben auch die BIDs eine breite Diskus-
sion um Organisationsformen, inhaltliche
Zielsetzungen und Perspektiven entfacht.
Ein bundesweiter Erfahrungsaustausch war
längst überfällig. Beim ersten nationalen
Kongress zu diesem Themenkomplex, or-
ganisiert und koordiniert vom Landesbüro
Stadtmarketing NRW, wurden am 15. No-
vember 2005 in Wuppertal Praxisbeispiele
vorgestellt.

Erste Pilotprojekte gibt es in Hamburg,

Hessen und Nordrhein-Westfalen. Ham-

burg hat schon ein BID-Gesetz. In Sach-

sen, dem Saarland und Hessen sollen

ebenfalls BID-Gesetze auf den Weg ge-

bracht werden.

Daneben gibt es zum Thema BIDs ein brei-

tes Spektrum an Stellungnahmen, Kom-

mentaren, Positionspapie-

ren und Beiträgen von Or-

ganisationen aus der

ganzen Bundesrepublik.

Neben dem Hauptverband

des Deutschen Einzelhan-

dels (HDE) haben das Deut-

sche Seminar für Städtebau 

und Wirtschaft (DSSW), die

Bundesvereinigung City-

und Stadtmarketing Deutsch-

land (bcsd), das Bundes-

bauministerium, der Zent-

ralverband der Deutschen

Haus-, Wohnungs- und

Grundeigentümer  und die

Handelskammer Hamburg

Position bezogen.

Zum Gesetzentwurf des

Landes Hessen für ein Ge-

setz zur Stärkung der inner-

städtischen Geschäftsquar-

tiere hat der VdW südwest

kürzlich im Rahmen einer Anhörung eine

Stellungnahme abgegeben.

„Vom sporadischen Klüngel 
zur systematischen Vernetzung“

Der nordrhein-westfälische Bauminister

Oliver Wittke (CDU) forderte auf dem Kon-

gress in seiner Rede über neue Koopera-

tionen in der Innenstadt mehr Kommuni-

kation und Partnerschaften in den Städten.

Stadtplanung sei heute Veränderungsma-

nagement, in das die lokalen Akteure ein-

bezogen werden müssten – zum einen,

weil dem Staat die Aufgaben über den Kopf

zu wachsen drohten, zum anderen aber

auch, weil die Partner gemeinsam viel

mehr umsetzen könnten. Aus Gründen

der Gerechtigkeit seien im übrigen alle Ak-

teure in die Aufwertungsmaßnahmen ein-

zubeziehen.

BIDs als eine Form von Public-Private-

Partnership wiesen den Weg „vom spora-

dischen Klüngel zur systematischen Ver-

netzung“, so Minister Wittke. Mit den ISGs

in Nordrhein-Westfalen verknüpfe das

Land die Hoffnung, die von Zwang ge-

kennzeichnete Orga-

nisation von BIDs mit

dem Prinzip der Frei-

willigkeit und der

Kräfte aus dem Gebiet

weiterzuentwickeln.

Helmut Köchert vom

Ministerium für Bau-

en und Verkehr (MBV)

des Landes Nord-

rhein-Westfalen gab

einen Überblick über

die vielfältigen Akti-

vitäten in den Bundes-

ländern. Dort gebe es

sowohl gesetzliche Re-

gelungen, Gesetzes-

initiativen als auch

freiwillige Vereinba-

rungen. Die Haupt-

handlungsfelder aller

deutschen und auch

internationalen BID-

Initiativen lägen vor allem in der Ver-

besserung von Vermarktung, Ordnung 

(Sicherheit, Sauberkeit), Stadtgestaltung,

Qualifizierung der Gewerbetreibenden

und der Nutzung (z. B. Branchenmix)

innerstädtischer Gebiete.

Eine inhaltliche Weiterentwicklung der

BIDs zu neuen Standorttypen, zum Bei-

spiel von Wohngebieten, werde in Penn-

sylvania erprobt.

BID als „anbietende Gesetzgebung“

Wilhelm Schulte, Amtsleiter in Hamburg,

zeigte sich überzeugt von der gesetzlichen

Regelung in seiner Stadt. Sie böte lediglich

einen Rahmen, in den sich Initiativen wie

Hamburg-Bergedorf oder Hamburg Neu-

er Wall freiwillig und jeweils mit großer

Zustimmung hineinbegeben hätten. Das

Hamburger Regelwerk habe den Charme,

mit neun Paragraphen ein schlankes Ge-

setz zu sein. Zugleich verfüge es über ei-

ne einfache Berechnungsformel für die Fi-

nanzierung, weil es die Einheitswerte zu-

grunde lege.

Der besondere Pfiff sei die Regelung des

negativen Votums: Wenn weniger als 33

Prozent der Grundeigentümer widersprä-

chen, könne das BID-Verfahren starten.

Als Schwachstellen bezeichnete Schulte

die noch mangelnde Kommunikation in

der Verwaltung, vor allem mit der Fi-

nanzverwaltung. Auch die Finanzierung

in der Vorphase von BID-Initiativen (Weg

der Antragstellung) sei nicht immer aus-

reichend gesichert. Schultes Fazit: BID ist

als „anbietende Gesetzgebung“ zu verste-

hen und so zu regeln, dass sie für alle

Standorte Gültigkeit hat.

Penicillin, Placebo oder 
Pragmatismus?

Die Abschlussdiskussion zum Thema

„BIDs/ISG – Penicillin, Placebo oder Prag-

matismus – die Erfolgsfaktoren“ näherte

sich dem Thema über einen medizinischen

Vergleich. 

„Business Improvement Districts“ – 
Penicillin, Placebo oder Pragmatismus?

Erster nationaler Kongress zur Erfahrung mit neuen innerstädtischen Kooperationen
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Der pragmatische Weg einer besseren Ver-

netzung der Akteure, einer größeren Ver-

bindlichkeit und gesicherter Finanzierung

sei sowohl mit beherztem Anpacken (Pe-

nicillin) als auch über die Stärkung der ge-

fühlten Zufriedenheit (Placebo) anzuge-

hen. Um die Nebenwirkung der Un-

gleichbehandlung zu vermeiden, sei darauf

zu achten, dass alle Nutznießer sich auch

an der Finanzierung beteiligten.

Die Diskutanten und das Publikum spra-

chen sich mehrheitlich dafür aus, die

Chancen einer gesetzlichen BID-Regelung

nicht sogleich „kaputt zu reden“. Für eine

gesetzliche Regelung  sprächen die Siche-

rung der Kontinuität und Konstanz von

Ideen und Projekten, die Verbindlichkeit

gegenüber den Immobilienbesitzern, die

strukturelle Sicherheit und die Finanzier-

barkeit bei gleichzeitigem Ausschluss von

Trittbrettfahrern.

Dr. Ulrich Hatzfeld (MBV NRW) versi-

cherte am Ende des Kongresses, dass es

weitere Veranstaltungen geben werde, um

den Erfahrungsaustausch über laufende

und geplante Projekte noch weiter zu for-

cieren.

Der VdW Rheinland Westfalen wird das

Thema, erweitert um die Einbeziehung

von Immobilien- und Grundstückeigentü-

mern, in den Mittelpunkt seines „5. Fo-

rum Wohnungswirtschaft“ am 23. und 24.

Mai 2005 in Bochum stellen.

In einer gemeinsamen Fachtagung des
VdW Rheinland Westfalen und des VdW
südwest am 27. Oktober 2005 im EBZ
Bochum ging es um Aspekte des Be-
triebskosten-Managements. Im Mittel-
punkt standen vor allem rechtliche,
wirtschaftliche und technische Ge-
sichtspunkte, in die namhafte Referen-
ten kompetent einführten.

Einen besonderen Schwerpunkt der

Tagung bildete das Thema Betriebs-

kosten-Benchmarking. Reinhard Zehl

(Geschäftsführer der Berliner Wohn-

Com GmbH) stellte das von seinem

Unternehmen angebotene Betriebskos-

ten-Benchmarking-System vor. Dabei

geht es um ein Internet-basiertes Ver-

fahren, das bei einigen Wohnungs-

unternehmen bereits seit mehreren

Jahren erfolgreich in der praktischen

Anwendung ist. Durch die Einbezie-

hung von Best-Practice-Beispielen aus

anderen Unternehmen ist der Infor-

mationsgehalt des Systems nochmals

erhöht worden. Den Vortrag rundete

ein Praxisbericht der Wohnbau Service

Bonn sowie Berichte über Änderungen

im Betriebskostenrecht ab. 

Die nachträgliche Korrektur von feh-

lerhaften Betriebskostenabrechnun-

gen, die Wärmecontracting-Urteile 

sowie aktuelle BGH-Urteile zur Rück-

zahlung von Vorauszahlungen bei

nicht vorgenommener Abrechnung

und zur Behandlung von Concierge-

Kosten waren weitere Tagungsthemen. 

Im technisch orientierten Teil wurden

die Themenbereiche „Energetische

Modernisierung und deren Wirtschaft-

lichkeit“, „Betriebskostenoptimale

Wasserver- und -entsorgung“ sowie

„Abfallmanagement“ behandelt. Die

anschaulichen Beispiele aus der Praxis

stießen im Teilnehmerkreis auf be-

sonders großes Interesse – ebenso wie

ein Workshop im Vorfeld der Veran-

staltung.

Betriebskosten-Management 
kann optimiert werden

Fachtagung 
im EBZ – Europäisches Bildungszentrum

Senioren wollen
nicht ins Heim

Zwei Drittel der deutschen Senioren
wollen ihren Lebensabend in den ei-
genen vier Wänden verbringen.

Nur drei Prozent der 60- bis 75-Jäh-

rigen könnten sich vorstellen, in 

ein Seniorenheim zu ziehen, so eine

Umfrage des Marktforschungsinsti-

tuts TNS Infratest im Auftrag der 

Allianz. Vor allem ältere Männer 

bevorzugten die eigene Wohnung.

Infratest befragte 500 Senioren 

zwischen 60 und 75 Jahren.

Infratest-Umfrage

Der hessische Kabelnetzbetreiber iesy und
die Tele Columbus in Hannover dürfen sich
zusammenschließen. Das hat das Bundes-
kartellamt ohne Auflagen genehmigt, be-
stätigte die Sprecherin des Amtes, Irene
Sewczyk, am 18. November 2005 auf Nach-
frage des GdW.  Der Zusammenschluss
könne damit sofort vollzogen werden.

Iesy ist mit rund 5,2 Millionen versorgten

Haushalten der zweitgrößte deutsche Ka-

belbetreiber nach Kabel Deutschland

GmbH (KDG/München). Tele Columbus

betreut rund 2,6 Millionen Kabelkunden

und ist der größte Betreiber von Gebäude-

netzen (Netzebene 4). Hinter iesy steht der

Finanzinvestor Apollo Management, hinter

Tele Columbus der Finanzinvestor BC

Partners.

Im vergangenen Jahr hatten die Wettbe-

werbshüter die Pläne von Kabel Deutsch-

land gestoppt, die drei Anbieter ish, iesy

und Kabel Baden-Württemberg für rund

2,7 Milliarden Euro zu erwerben.

Die Zusammenführung zweier früherer

Telekom-Nachfolgegesellschaften mit dem

größten Netzebene-4-Betreiber markiert

einen neuen Meilenstein in der Konzen-

trationsentwicklung auf dem deutschen

Kabelmarkt.

Bundeskartellamt 
genehmigt Zusammenschluss 

Tele Columbus und iesy
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„Die rund 800 kommunalen und öffent-
lichen Wohnungsunternehmen in Deutsch-
land sind ein Beitrag zur Lösung der finan-
ziellen und sozialen Probleme der Städte
und Gemeinden. Sie tragen als wichtiges
Wohnungs- und stadtentwicklungspoliti-
sches Instrument der Kommunen ent-
scheidend dazu bei, den sozialen Frieden in
den Wohnquartieren zu sichern, die Weiter-
entwicklung und den Umbau des Stadtbil-
des voranzutreiben und wichtige Impulse
für das lokale und regionale Baugewerbe
zu geben“, resümierte Lutz Freitag, Präsi-
dent des GdW Bundesverband deutscher
Wohnungs- und Immobilienunternehmen,
die Ergebnisse des zweitägigen Kongresses
„UNVERZICHTBAR – Kommunale und öf-
fentliche Wohnungsunternehmen sichern
vitale Städte“, der am 22. und 23. Novem-
ber 2005 in Hannover stattfand.

Außerordentliche Resonanz

Die Aktualität und Brisanz des Themas

und die hochkarätigen Referenten aus Po-

litik und Wirtschaft zogen mehr als 600

Teilnehmer nach Hannover. Neben zahl-

reichen Unternehmensvertretern aus al-

len Bundesländern kamen viele Teilneh-

mer aus Politik und Verwaltung der Kom-

munen. 

Mehrere Landtagsabgeordnete, darunter

Dieter Hilser, wohnungspolitischer Spre-

cher der SPD-Fraktion im Landtag NRW,

waren ebenso dabei wie der Leipziger Pla-

nungsdezernent Engelbert Lütge-Daldrup,

der noch am Abend des 22. November

2005 nach Berlin eilte, um tags darauf 

zum neuen Staatssekretär im Ministerium

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

ernannt zu werden. 

Europäische Dimension

Michel Delebarre, Präsident der Union So-

ciale pour l’Habitat, Paris, und früherer

Städtebauminister in Frankreich, stellte

nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Un-

ruhen in den „Ban-

lieues“ von Paris

und anderer großer

Städte in Frank-

reich die Frage der

Wohnraumversor-

gung als eine der

zentralen Fragestel-

lungen für die Ent-

wicklung der euro-

päischen Städte

heraus. „Wohnungs-

krise, Spannungen in den lokalen Märkten,

drohende Ausgrenzung der Schwächsten

unserer Gesellschaften: das ist die Realität,

mit denen sich mehr oder minder alle gro-

ßen europäischen Metropolen konfrontiert

sehen“, so Delebarre. Für ihn zeigt die

Konstituierung einer fraktionsübergrei-

fenden Arbeitsgruppe im Europaparlament

zu den Fragen der Stadtentwicklung und

des Wohnungswesens, dass die Abgeord-

neten diese Probleme erkannt hätten, „und

es zeigt den engen Zusammenhang von

Urbanität und Wohnsituation“.

Delebarre stellte sich mit seinem Be-

kenntnis zur Unverzichtbarkeit kommu-

naler Wohnungsunternehmen auf die Sei-

te vieler Redner und Zuhörer im Publi-

kum. Um gegen die Ausgrenzung durch

den Markt anzukämpfen und die Ziele ge-

sellschaftlichen Zusammenhalts und so-

zialer Durchmischung zu erreichen, kön-

nen sich, so Delebarre, die Städte nicht

ausschließlich auf den Markt verlassen.

Für ihn ist die Existenz kommunaler Woh-

nungsunternehmen Garant für eine nach-

haltige kommunale Wohnungspolitik.

Städte und kommunale 
Wohnungsunternehmen – 
eine Win-Win-Situation

Oberbürgermeister Christian Ude, Präsi-

dent des Deutschen Städtetages, belegte

beeindruckend, dass kommunale und öf-

fentliche Wohnungsgesellschaften mehr

als Wohnungsunternehmen sind. Anhand

von zehn Punkten

beschrieb er die

Win-Win-Situation.

Stichworte waren:

Integration sozialer

Randgruppen, in-

takte Nachbarschaf-

ten, Frühwarnsyste-

me, Modellprojekte

des Wohnens, Miet-

p re i sdämpfung ,

Stabilisierung der

heimischen Bauwirtschaft, Eigenkapital-

verzinsung, Vermögenswerte.

Ude betonte: „Gerade wegen der Finanznot

der Städte und der wirtschaftlich schwie-

rigen Lage vor Ort brauchen Kommunen

starke, verlässliche Partner.“ Er warnte in

diesem Zusammenhang vor der „Preisga-

be der kommunalen Daseinsvorsorge“.

„Nach einem Verkauf drohten Mieterhö-

hungen und der rasche Weiterverkauf von

Wohnungspaketen an weitere Investoren“,

so Ude. Er forderte die Unternehmen des-

halb auf, sich dem verschärften Wettbe-

werb in der Immobilienbranche – der un-

zweifelhaft zu einem Professionalisie-

rungsschub beigetragen habe – offensiv

zu stellen.

Kapitalrendite contra Stadtrendite

In einem Streitge-

spräch wehrten sich

die Vertreter der Woh-

nungswirtschaft vehe-

ment gegen das Urteil

anwesender Aufkäu-

fer-Unternehmen,

dass kommunale und

öffentliche Woh-

nungsunternehmen

„under -managed“

seien. 

Dr. Dietrich Gold-

mann (Vorstand Allbau AG, Essen), Vor-

sitzender der BAG kommunaler Woh-

GdW-Kongress der kommunalen und öffentlichen Wohnungsunternehmen

UNVERZICHTBAR – 
Kommunale Wohnungsunternehmen 
sind Teil der Zukunft unserer Städte

Michel Delebarre Christian Ude

Dr. Dietrich Goldmann
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nungsunternehmen im GdW, hielt der Auf-

käuferseite im Streitgespräch „Kapitalrendi-

te contra Stadtrendite“ vor, die Immobilie

nur von der Seite des Cashflows zu betrach-

ten. Auf dem spiele sie zugegebenermaßen

virtuos, die Sicht auf die Städte und die Men-

schen lasse sie dabei aber außer Acht. 

In dem schleichen-

den Prozess dieser

Wohnungsmarktver-

änderungen unter

Renditedruck be-

fürchtet der Bundes-

direktor des Deut-

schen Mieterbundes,

Dr. Franz-Georg Rips,

unter anderem „Ro-

sinenpickerei“ und

negativ veränderte

Nachbarschaften.

GdW-Präsident Lutz Freitag stellte zum

Ende die Frage, ob nach der Globalisie-

rung der Arbeitsplätze nun die Globalisie-

rung der Wohnungsplätze folgen werde.

„Stadtrendite“ nicht gefährden

An die kommunalen Anteilseigner gerich-

tet appellierte Freitag, ihren Wohnungs-

unternehmen in-

novative Finanzie-

rungsmode l l e ,

sozial und städte-

baulich verträgli-

che Mieterprivati-

sierungen, aber

auch die Auswei-

tung der Geschäfts-

tätigkeit  auf das

kommunale Lie-

genschaftsmanage-

ment oder die Projektentwicklung zu er-

möglichen. Damit könne die ökonomische

und soziale Ertragskraft gestärkt werden.

„Eine zu enge Definition des Geschäfts-

zweckes gefährdet das Ziel einer möglichst

großen Stadtrendite und würde die kom-

munalen und öffentlichen Wohnungs-

unternehmen in ihrer Leistungsfähigkeit

schwächen“, sagte Freitag.

Diese Wirkung hätte auch eine Verschär-

fung des § 107 der nordrhein-westfälischen

Gemeindeordnung zur wirtschaftlichen

Betätigung von Kommunen.

Die Mehrzahl der Redebeiträge und
ein Positionspapier stellt der GdW 
als PDF-Download unter www.gdw.de
in der Rubrik „Aktuelle Themen“ zur
Verfügung.

Dr. Franz-Georg
Rips

Lutz Freitag

Der diesjährige „Treffpunkt Ehrenamt in Ge-
nossenschaften“ fand mit vier zweitägigen
Veranstaltungen im November in Essen,
Bad Wildungen, Bad Neuenahr und Müns-
ter statt. Weit über 100 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer zeigten die wachsende Re-
sonanz dieser gemeinsamen Veranstaltung
des VdW Rheinland Westfalen und des VdW
südwest. Folgende Themen standen im
Mittelpunkt:

π Michael Seibt (Referent für Öffentlich-

keitsarbeit bei der Baugenossenschaft

Freie Scholle, Bielefeld) stellte die Mit-

gliederzeitung als ein wichtiges Ins-

trument zur Mitgliederbindung vor.

Er betonte den hohen Stellenwert, den

dieses Medium als Kommunikations-

faktor bei den Mitgliedern hat. 

π Christoph Bretz (Referent für Technik

und Multimedia im Drei-Länder-Büro,

Bonn) informierte über Möglichkeiten

der energetischen Modernisierung. Er

stellte Möglichkeiten der sinnvollen Nut-

zung der  Energieeinsparverordnung

2002 vor. Beispiele für wirksame Wär-

medämmung waren ein weiteres Thema. 

π Die Rechte und Pflichten des Auf-

sichtsrates standen im Mittelpunkt des

Beitrages von Rechtsanwältin Dr. Da-

niela Cario (Justiziarin und Leiterin des

Referates Rechtsangelegenheiten im

Drei-Länder-Büro). Dabei ging es ins-

besondere um die Rechtsverhältnisse

der Mitglieder von Aufsichtsrat und

Vorstand. Außerdem stellte sie den 

Referentenentwurf zur Novellierung

des Genossenschaftsgesetzes vor.

π Karl-Heinz Range (Vorstandsvorsit-

zender der Vereinigte Wohnstätten

1889 eG, Kassel, und Vorsitzender des

Verbandsrates des VdW südwest) stell-

te die Ziele, Aufgaben und Arbeits-

weise des Nachbarschaftshilfevereins

„Hand in Hand“ vor, den die Genos-

senschaft Ende 2001 gegründet hat.

Nachbarschaftshilfe sei  nicht nur ein

wichtiger gesellschaftlicher Beitrag der

Genossenschaften, sondern auch ein

spürbarer Mehrwert für die Mitglieder.

π Dr. Gerhard Jeschke (Referent für Ge-

nossenschaftswesen im Drei-Länder-Bü-

ro) leitete mit einem Referat in das The-

ma „Mit einem Unternehmensleitbild

fit für die Zukunft“ ein. Anschließend

erarbeiteten die Teilnehmerinnen und

Teilnehmer in zwei Workshops Eck-

punkte für ein solches Leitbild.

π Nina Schoppmann (Referentin für

Grundsatzfragen der Wohnungs- und

Immobilienwirtschaft im Drei-Länder-

Büro) sprach über das Thema „Die

Deutschen werden immer älter: Wie

Wohnungsgenossenschaften die ent-

sprechenden Potenziale nutzen kön-

nen“. Neben technischen und organi-

satorischen Möglichkeiten, die es den

älteren Mitgliedern ermöglichen,

möglichst lange im Wohnquartier 

leben zu können, stellte sie auch die

Förderprogramme in den drei Ländern

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz

und Hessen vor.

π Christian Schäfer (Leiter Vermietung

beim Bauverein zu Lünen eG) stellte

Inhaberschuldverschreibungen als ein

alternatives Finanzierungsinstrument

vor. Sie seien eine Möglichkeit, flexib-

ler und unabhängiger von der Dyna-

mik des Kapital- und Kreditmarkts zu

werden. 

Der „Treffpunkt Ehrenamt in Genos-

senschaften“ wird auch im November

2006 wieder an vier Wochenenden statt-

finden.

Weiter wachsende Nachfrage 
nach Erfahrungsaustausch

Treffpunkt Ehrenamt in Genossenschaften
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Die Wohnungswirtschaft muss sich heute
richtig positionieren, um morgen mieterge-
rechte Angebote machen zu können. Der in-
telligente Einsatz von Technik und die sinn-
volle Vernetzung der Versorgungsinfrastruktur
in den Wohnungen sind die Wettbewerbs-
faktoren von morgen. Dies war das Ergebnis
der Tagung „Intelligentes Wohnen – Mehr
Wohn- und Lebensqualität für ältere Men-
schen“ am 9. November 2005 im EBZ – 
Europäisches Bildungszentrum, das der VdW
Rheinland Westfalen gemeinsam mit InWIS
und dem EBZ veranstaltet hatte.

Vertreter der Wohnungswirtschaft, Tech-

nikanbieter und Vertreter sozialer Dienste

suchten in Bochum das Gespräch mitein-

ander und tauschten Erfahrungen aus.

Vorreiterunternehmen bei der Technik-

nutzung berichteten von längerer Ver-

weildauer der Mieter in ihren Wohnun-

gen, geringerer Fluktuation und niedrige-

ren Leerstandsraten. Die Einführung von

Hausnotrufen oder die Einrichtung sozia-

ler Dienste standen oft am Anfang einer

Erfolgsgeschichte. 

Zwar seien in der Wohnungswirtschaft

Kenntnisse über das technisch Machbare

noch immer wenig verbreitet. Seit dem 4.

Forum Wohnungswirtschaft des VdW

Rheinland Westfalen im Mai 2005, bei

dem „Intelligentes Wohnen“ und das

„Smart Home“ zum ersten Mal bundes-

weit von einem wohnungswirtschaftlichen

Verband aufgegriffen wurden, seien aber

aus mancher Utopie schon Regelangebote

entstanden, so Volker Eichener, Professor

und wissenschaftlicher Leiter des For-

schungsinstitutes InWIS.

Neue Kontakte 
der Wohnungswirtschaft 
mit Technik-Anbietern

In der parallel zur Tagung stattfindenden

Ausstellung präsentierten Unternehmen

marktreife Technologien, die für die Woh-

nungswirtschaft in Zukunft immer interes-

santer werden. Im Ausstellungsbereich ent-

stand zeitweilig Stehparty-Atmosphäre, bei

der die Teilnehmer miteinander ins Gespräch

kamen und zahlreiche Kontakte knüpften. 

Mit dem praxisorientierten Konzept der

Tagung folgte man der Forderung, die

VdW-Verbandsdirektor Burghard Schnei-

der auf dem 4. Forum Wohnungswirt-

schaft erhoben hatte: „Der Austausch zwi-

schen den beiden Branchen muss intensi-

viert werden, um Bewegung in die

Entwicklung intelligenter Wohntechnolo-

gien zu bringen.“

Beispiele aus der Praxis

In der sozialen Betreuung älterer Men-

schen haben einige Unternehmen unter

Verwendung moderner Technik bereits

mutige Schritte unternommen – das zeig-

ten Praxisberichte des Spar- und Bauver-

eins Hannover eG, der Baugenossenschaft

Freie Scholle in Bielefeld und des Evange-

lischen Siedlungswerks in Bayern. Mit dem

richtigen Know-how und in Kooperation

mit Anbietern sozialer Dienste bieten sie

zu geringen Mehrkosten erhebliche Zu-

satzleistungen an. Davon profitieren die

Mieter. Arthur Fechner (Spar- und Bau-

verein eG) betonte: „Sie dürfen nicht er-

warten, dass die Mieter von sich aus auf Sie

zukommen und solche Zusatzdienstleis-

tungen fordern.“ Dagmar Reiß-Fechter

(Evangelisches Siedlungswerk in Bayern)

sagte zu dem von ihrem Unternehmen ein-

geführten Hausnotruf: „Der Anfang ist

schwer, aber aktive Dienstleistung vertreibt

die Skepsis der Kunden.“

Jörg Lorenz (Vorstandsmitglied der Fre-

quenz eG) präsentierte einen Überblick

über aktuelle, technische Möglichkeiten,

die bereits Realität geworden sind:

„Ob bauliche Lösungen oder computer-

technische Konzepte – das alles ist schon

da. Es kostet nicht mehr viel und es ist

massentauglich.“ Als Beispiel nannte Lo-

renz ein „Bildtelefon“, das über die Netz-

ebene 4 von Fernseher zu Fernseher über-

trägt. „Diese Technologie dient nicht dazu,

alte Menschen zu isolieren“, betonte Lo-

renz. „Sie ist vielmehr eine unschätzbare

Chance für Senioren, Kontakt zur Außen-

welt zu halten und sozialer Vereinsamung

entgegenzuwirken. Wie viele Menschen

könnten so quasi miteinander zu Abend es-

sen, obwohl hunderte von Kilometern zwi-

schen ihnen liegen?“

Burkhard Sibbe (Vorstand der Hattinger

Wohnstätten eG) plädierte für die Schaf-

fung neuer technischer Standards in der

Wohnungswirtschaft, denn die seien Vor-

aussetzung für die Kundenfreundlichkeit

der neuen Technologien. Strom, Telefon,

Fernsehen und DSL seien Systeme, für die

es heute immer noch jeweils eine eigene

Infrastruktur gebe. Wenn die Wohnungs-

wirtschaft darauf warte, dass sich aus der

Industrie ein neuer gängiger Standard he-

rausbilde, dauere das viel zu lange.

Chancen zur 
strategischen Positionierung

Klaus Leuchtmann (Vorstand des EBZ)

mahnte, die Wohnungsunternehmen müs-

sten das Thema besetzen, ehe andere Bran-

chen ihnen zuvor kämen. „Noch ist dafür

Zeit. Aber wenn ich eines Tages etwa ein

Betreuungssystem via Fernsehen in Super-

märkten als Massenprodukt sehe, dann weiß

ich, dass uns eine Chance entgangen ist.“

Ein ähnliches Fazit zog Professor Eichener.

Man könne zwar beobachten, dass die

Wohnungswirtschaft sich zunehmend 

konstruktiv mit neuen Technologien und

Denkweisen beschäftige. Er mahnte aber

auch: „Die Praxisbeispiele haben gezeigt,

dass die Kunden abgeholt werden müs-

sen.“ Es gebe noch Defizite darin, den

Menschen den Sinn dieser Ideen und In-

novationen zu vermitteln. In Smart Ho-

mes oder im intelligenten Wohnen liege

ein Massenmarkt, der der Wohnungswirt-

schaft auf Jahrzehnte eine einzigartige

Chance zur strategischen Positionierung

biete – weit über die bloße Wohnraum-

vermietung hinaus. Um einen Massen-

markt zu erschließen, seien jedoch große

Anstrengungen notwendig. 

Für den VdW Rheinland Westfalen, In-

WIS und das EBZ wird das „Intelligente

Wohnen“ mit seinen sozialen, technischen

und betriebswirtschaftlichen Aspekten

über Jahre ein Thema bleiben. Im Jahr

2006 wird in einer weiteren Veranstaltung

eine andere Zielgruppe im Mittelpunkt ste-

hen. Außerdem werden dort u. a. die Mit-

glieder eines am Ende der Tagung gebil-

deten Arbeitskreises ihre Ergebnisse prä-

sentieren.

Mehr Wohn- und Lebensqualität für ältere Menschen

Intelligentes Wohnen 
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Der Genossenschaftsausschuss des VdW
Rheinland Westfalen und der Fachausschuss
für Genossenschaften des VdW südwest ka-
men am 22. November 2005 erstmals zu ei-
ner gemeinsamen Sitzung in Bad Neuenahr
zusammen. Die beiden Vor-
sitzenden, Bernhard Kopp-
mann (Bielefeld) und Heinz
Bolbach (Langen) betonten,
dass damit die erfolgreiche
Kooperation zwischen bei-
den Verbänden weiter vor-
angebracht werde.

Erstes Thema auf der Agen-

da war der 5. Gemeinsame

Genossenschaftstag am

3. und 4. Mai 2006 in

Dortmund. Der VdW

Rheinland Westfalen rich-

tet den Kongress aus, der

VdW südwest ist erstmalig

Mitveranstalter. 

Danach wurden weitere gemeinsame 

Veranstaltungen beider Verbände für die

Wohnungsgenossenschaften in Hessen,

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz

erörtert. Ab 2006 sollen Informations-

veranstaltungen, eine Veranstaltungsrei-

he „Aktuelles Genossenschaftsrecht“ so-

wie ein „Markt der Möglichkeiten – Aus

der Praxis für die Praxis“ angeboten wer-

den, bei dem es wesentlich um Koopera-

tionen und Netzwerke gehen soll.

Die Umsetzung des Gutachtens der Ex-

pertenkommission „Wohnungsgenossen-

schaften“ im Rahmen der Projekte im Ex-

perimentellen Wohnungs- und Städtebau

(ExWoSt) war für die Teilnehmer von be-

sonderem Interesse, weil Genossenschaf-

ten aus beiden Verbänden an Projekten

beteiligt sind. Im Projekt „Altersvorsorge

und Wohnungsgenossenschaften“ ist die

Kasseler Vereinigte Wohnstätten 1889 eG

involviert. Am Projekt „Entwicklungspo-

tenziale für Wohnungsgenossenschaften“

beteiligt sich der Spar- und Bauverein So-

lingen eG.

Dr. Daniela Cario, Justiziarin und Leiterin

des Referates Rechtsangelegenheiten im

gemeinsamen Drei-Länder-Büro beider

Verbände in Bonn, informierte über den

Stand der Novellierung des Genossen-

schaftsgesetzes und stellte den Referen-

tenentwurf vor. In der anschließenden Dis-

kussion wurde deutlich, dass die speziellen

Regelungen für Genossenschaften mit bis

zu 20 Mitgliedern –

einköpfiger Vorstand

und fakultativer Auf-

sichtsrat – auf Ableh-

nung stoßen. 

Abschließend prä-

sentierte Bernhard

Koppmann das Kon-

zept für Radiospots,

die von der „Arbeits-

gemeinschaft Marke-

tinginitiative Typisch

Genossenschaften in

Rheinland Westfa-

len“ zusammen mit

einer Werbeagentur

entwickelt worden

sind. Die Mitglieder

beider Genossenschaftsausschüsse beton-

ten dabei noch einmal, wie wichtig es sei,

die Wohnungsgenossenschaften durch ge-

meinsame und aufeinander abgestimmte

Marketingaktivitäten in der Öffentlichkeit

bekannter zu machen.

Die Genossenschaftsausschüsse beider

Verbände werden künftig zweimal im Jahr

gemeinsam tagen.

VdW Rheinland Westfalen und VdW südwest 

Heinz Bolbach

Bernhard Koppmann

Genossenschaftsausschüsse 
tagten erstmals gemeinsam
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Jahrzehntelang war die räumliche Entwick-
lung der Städte durch die Abwanderung ins
Umland geprägt. Vor allem junge Familien ge-
hörten zu den „Stadtflüchtern“. Zwei aktuel-
le Studien des BAT-Freizeitforschungsinstitu-
tes und des Deutschen Instituts für Urbanistik
(Difu) machen einen neuen Trend sichtbar.
Insbesondere innenstadtnahe Quartiere wer-
den wieder als attraktiver Wohnstandort ent-
deckt. Nach jahrelangen Bevölkerungsverlu-
sten nimmt die Einwohnerzahl innenstadtna-
her Quartiere in einigen Städten sogar schon
wieder zu. Aber viele, die dort wohnen möch-
ten, können sich das nicht leisten.

Difu-Studie

Die Difu-Studie verdeutlicht, dass das

Interesse am Wohnen in der Innenstadt

keine Modeerscheinung ist. Die Lebens-

bedingungen in den Städten haben sich

ebenso gewandelt wie die Ansprüche an

die Wohnumgebung. Bewohnerbefragun-

gen in Leipzig und München bestätigen

die wachsende Attraktivität der Stadt und

innenstadtnaher Bereiche.

Das freistehende Einfamilienhaus galt seit

Jahrzehnten als das unangefochtene

Wohnleitbild und mit Abstand als die fa-

vorisierte Wohnform in Deutschland. Doch

es sei zu erwarten, dass sich neue Wohn-

präferenzen herausbilden. Vermutlich wer-

de das freistehende Einfamilienhaus seine

Dominanz als Wohnleitbild für bestimm-

te Bevölkerungsschichten verlieren.

Die Preise für Wohnraum im re-

novierten Bestand in den Innen-

städten und ihrer unmittelbaren

Umgebung steigen weiterhin an,

so die Studie. In den meisten Städ-

ten mit innenstadtnahen Brach-

und Recyclingflächen, die künftig

auch für Wohnbebauung aufberei-

tet werden sollen, steht Wohnraum

im hoch preisigen Sektor bei der

Planung obenan. 

Die Innenstadt und innenstadtnahe

Gebiete sind auch bei jungen Familien be-

liebt. Die Befragungen aus den Untersu-

chungsgebieten verdeutlichen, dass junge

Familien oder Haushalte, die vor der Fami-

liengründung stehen, in ihren innenstadt-

nahen Quartieren bleiben möchten. Sie su-

chen nur aus Gründen des steigenden Flä-

chenbedarfs eine neue Wohnung.

Das Innenstadtwohnen wird von diesen Per-

sonengruppen dabei keineswegs – wie viel-

fach unterstellt – von vornherein als familien-

oder kinderfeindlich empfunden. Grund für

den Wegzug ist lediglich, dass angemessener

und vor allem bezahlbarer Wohnraum in ih-

rem bisherigen Wohnquartier nicht zu fin-

den ist.

Die Stadtentwicklungspolitik könne an der

Abwanderung von Familien in das Um-

land ebenfalls kein Interesse haben, so die

Studie. Das Vorurteil vom familienfeind-

lichen Stadtleben sei korrekturbedürftig,

ein neues Leitbild für das „familien- und

kindgerechte Wohnen“ in innenstadtna-

hen Gebieten mehr als überfällig.

BAT-Studie

Die Deutschen zieht es offenbar vom Land

zurück in die Städte. Das ist auch das Er-

gebnis einer Untersuchung des BAT-Frei-

zeitforschungsinstituts. Sinkende Lebens-

qualität auf dem Land und extrem hohe

Energiepreise beschleunigten den Trend

„Zurück in die Stadt“ und verkehrten die

seit Ende der sechziger Jahre anhaltende

Tendenz zur Abwanderung in ländliche

Räume vielfach ins Gegenteil. Künftig

würden die Menschen auch häufiger um-

ziehen.

Laut dieser Studie

des Freizeitfor-

schers Horst W.

O p a s c h o w s k i

über neue For-

men des Zusam-

menlebens ist die

Zeit der Stadt-

flucht vorbei.

„Extrem hohe

Energiepreise be-

schleunigen den

Trend“, sagte Opaschowski zu For-

schungsergebnissen über „Das Leben in

der Stadt der Zukunft“. Dazu wurden 2.000

Personen befragt. Ergebnis: Vor allem

Menschen in der Lebensphase nach der

Kindererziehung kehrten den Reihenhaus-

kolonien auf der grünen Wiese den Rücken.

Die 45-Plus-Generation sei zudem offen für

neue Lebensformen. „Deutschland kommt

in Bewegung“, meinte Opaschowski. Er sehe

eine Renaissance der Stadt. Architekten, Pla-

ner und Investoren sollten sich rechtzeitig auf

diese Entwicklung einstellen und den Blick

mehr auf stadtzentrale Wohnstandorte richten

und auf veränderte Bedürfnisse: „Gemein-

sam statt einsam“ heißt beispielsweise ein

Wohn- und Lebenskonzept der Zukunft“ – als

Antwort auf die demographische Entwick-

lung.

12 Prozent der Bundesbürger wünschen sich

„eine Wohngemeinschaft in einem Haus, in

dem mehrere Generationen eine eigene Woh-

nung haben und jederzeit in Gemeinschafts-

räumen zusammenkommen können, aber

nicht müssen.“ Gemeinschaftsräume könnten

so zum erweiterten Kinderzimmer werden –

berufstätige Eltern würden entlastet, ältere

Menschen fühlten sich nicht ausgegrenzt.

Jeder vierte Bundesbürger (26 Prozent) will in

Zukunft in einer Wohnanlage mit Menschen

in der Nachbarschaft leben, die „gleiche oder

ähnliche Interessen haben“.

Laut Opaschowski entscheiden daher künftig

wechselnde Lebensstile über die Wohnfor-

men. So gesehen werde es bald keine Stan-

dardwohnung mehr geben: Immobilien „ver-

zeitlichen“ sich – als Lebensabschnittshäu-

ser, -wohnungen oder -wohngemeinschaften

für Familien oder Alleinlebende, Singles oder

Senioren.

Für ihr Umfeld wünschen sich Städter viel

Grün in Form von Parks (91 Prozent), Gas-

tronomie (87 Prozent), Fußgängerzonen (86

Prozent) und Einkaufspassagen (83 Prozent).

Bei der Frage nach der Freizeitgestaltung ran-

giert die Oper an letzter Stelle (43 Prozent).

Viel höher schätzen die Bürger das Hallenbad 

(81 Prozent) und Spiel- oder Sportplätze (je 

78 Prozent) ein.

Professor Opaschowski hielt im Mai dieses

Jahres am Vorabend des 4. Forum Woh-

nungswirtschaft des VdW Rheinland West-

falen eine viel beachtete Rede über Zukunfts-

Trends in Deutschland.

Der Trend geht zurück in die Städte
Aktuelle Difu- und BAT-Studien

Prof. Horst W. Opaschowski
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In einer Kölner Hauptschule haben sich
Bundespräsident Horst Köhler und seine
Frau Eva-Luise ein eigenes Bild von der Si-
tuation in Stadtteilen mit hohem Migran-
tenanteil gemacht. Sie besuchten am 3. No-
vember 2005 den Förderunterricht für Schü-
ler aus Zuwandererfamilien im Stadtteil
Mülheim. Der Besuch kam auf Einladung
der Essener Stiftung Mercator zustande. Sie
will helfen, Kinder und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund durch die Verbesse-
rung ihrer Bildungschancen in die Gesell-
schaft zu integrieren und gleichzeitig zu-
künftige Lehrer entsprechend den
Praxisanforderungen auszubilden. 

Die aktuelle PISA-Studie, deren Ergebnisse

am Tag des Präsidentenbesuchs veröf-

fentlicht wurden, belegt es einmal mehr:

Stadtteile mit überdurchschnittlich hohem

Bevölkerungsanteil von Kindern und Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund

schneiden besonders schlecht ab. Diese Ju-

gendlichen haben nach Abschluss der

Schule auch besondere Schwierigkeiten,

einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu

finden. 

„Geld und soziale Herkunft entscheiden

bisher noch zu sehr über die Zukunft un-

serer Kinder. Das ist beschämend“, so der

Bundespräsident bei seinem Besuch in der

Gemeinschaftshauptschule Tiefentalstra-

ße in Köln-Mülheim. „Gleiche Chancen

auf Bildung und Lernen sind die wichtig-

ste Form von Gerechtigkeit.“

Gemeinsam mit NRW-Schulministerin

Barbara Sommer, Bürgermeister Josef

Müller und weiteren Gästen aus Bildung,

Wirtschaft und Politik nahm der Bundes-

präsident an einer Unterrichtsstunde des

in Köln seit 2002 erfolgreich laufenden

Förderunterrichts teil, der von der Uni-

versität organisiert wird. 

Vorbildliches Modell gegen das
soziale Abrutschen ganzer Stadtteile

Die Gemeinschaftshauptschule Tiefental-

straße ist eine von 25 Schulen, die sich am

Standort Köln beteiligen. Sie liegt im Stadt-

teil Mülheim, der mit über dreißig Pro-

zent einen überdurchschnittlich hohen An-

teil an Einwohnern mit Migrationshinter-

grund hat: 55 Prozent der Schüler gehören

dieser Bevölkerungsgruppe an. Sie stam-

men aus zwanzig Nationen.

Der Förderunterricht soll die Bildungs-

chancen dieser Kinder und Jugendlichen

verbessern und ihnen einen qualifizierten

Schulabschluss ermöglichen. Mehrmals

pro Woche und in kleinen Gruppen von

drei bis sieben Teilnehmern werden die

Schüler sprachlich und fachlich gefördert.

Beim Besuch des Bundespräsidenten stand

das Thema Geographie auf dem Pro-

gramm. Die Schüler hatten Gelegenheit,

dem Staatsoberhaupt direkt Fragen zu stel-

len. „Ich war ganz aufgeregt und gespannt,

wie der Bundespräsident so ist. Wir haben

uns alle sehr gefreut, dass er sich Zeit für

uns genommen hat“, erzählt der neunjäh-

rige Stephane. Seine Eltern kommen aus

Togo und sprechen kein deutsch. Er selber

ist hier geboren.

Ein Projekt – viele Gewinner

Die Stiftung Mercator unterstützt das Pro-

jekt „Förderunterricht für Kinder und Ju-

gendliche mit Migrationshintergrund“ seit

dem Jahr 2000. 

Als Förderlehrer werden ausschließlich

Studierende – überwiegend für das Lehr-

amt – eingesetzt. Sie werden von den be-

teiligten Hochschulen pädagogisch ge-

schult und begleitet. So profitieren nicht

nur die Kinder und Jugendlichen, sondern

auch die Studierenden, die wichtige Pra-

xiserfahrungen sammeln. Im Unterricht

werden sprachliche und fachliche Förde-

rung miteinander kombiniert: selbst er-

stellte Arbeitsbögen, Spiele, Rätsel und Lie-

der dienen als Arbeitsmaterial. Parallel

unterstützen die Studenten die Schüler

auch in ihrer persönlichen und familiären

Situation.

An zurzeit 28 Standorten im ganzen

Bundesgebiet sind so Angebote entstan-

den, die an die regionalen Gegebenheiten

angepasst sind und langfristig tragfähig

arbeiten. Die Zahl soll auf 35 Hochschul-

städte wachsen, in denen der Anteil von

Zuwanderern hoch ist und Studierende als

Förderlehrer zu gewinnen sind. Jeder ein-

zelne Standort kann bis zu 180.000 Euro

für einen Zeitraum von drei Jahren bean-

tragen. Die Stiftungsmittel sind aus-

schließlich für die Honorare der Lehrkräf-

te bestimmt. Insgesamt stellt die Stiftung

Mercator 6,6 Millionen Euro für das Pro-

jekt zur Verfügung.

Gerade vor dem Hintergrund der Aus-

schreitungen in französischen Städten ist

der Besuch des Bundespräsidenten ein Be-

leg für die Bedeutung, aber auch für den

Erfolg des Projektes. „Die Integration von

Schülern mit Migrationshintergrund wird

nur durch qualifizierte Lehrer möglich

sein. Wenn Lehrer für die unterschied-

lichen Anforderungen in heterogenen Klas-

sen ausgebildet sind, ist Bildungserfolg

und damit Integration möglich. Unser Pro-

jekt versteht sich als Beitrag zur Lösung

dieser gesellschaftspolitischen Herausfor-

derung“, so Annabel von Klenck, Ge-

schäftsführerin der Stiftung Mercator.

„Gleiche Chancen auf Bildung und Lernen 
sind die wichtigste Form von Gerechtigkeit“

Bundespräsident besucht Förderunterricht für Jugendliche mit Migrationshintergrund 

Rückkehr auf die Schulbank: 
Bundespräsident Horst Köhler 
beim Besuch des Förderunterrichts in Köln.
Neben ihm Förderschüler Stephane aus Togo.

Bundespräsident Horst Köhler inmitten der
Jugendlichen mit Migrationshintergrund



Auf 143 Seiten haben die neuen Regierungs-
parteien die Grundlage für ihre Zusammen-
arbeit niedergelegt. Neben den Haupteilen
Präambel, Handlungsfelder und Arbeitsweise
der Koalition enthält der Koalitionsvertrag
vom 11. November 2005 als Anlage das „Er-
gebnis der Koalitionsgruppe zur Föderalis-
musreform“. Im Folgenden werden die we-
sentlichen Teile für die Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft dargestellt.

Unter dem ersten von neun Handlungs-

feldern mit dem Tiel „Mehr Chancen für

Innovation und Arbeit, Wohlstand und

Teilhabe“ widmet sich das Kapitel 6 im

engeren Sinne dem Bereich Stadtentwick-

lung und Wohnen.

Infrastruktur – Verkehr, Bau, Wohnen

Stadtentwicklung als Zukunftsaufgabe

wird definiert als moderne Struktur- und

Wirtschaftspolitik. Urbanität, Nutzungs-

vielfalt und Lebendigkeit werden als Mar-

kenzeichen deutscher Städte und Ge-

meinden genannt. Die Koalition erklärt,

die Städte und Gemeinden – auch des länd-

lichen Raums – bei der Bewältigung des

demographischen und wirtschaftsstruktu-

rellen Wandels und dem Erhalt histori-

scher Bausubstanz weiter unterstützen zu

wollen.

Städtebauförderung

An der Städtebauförderung als gemeinsa-

mer Aufgabe von Bund, Ländern und Ge-

meinden halten die Koalitionspartner fest.

Sie geben sich überzeugt, dass mit den

Förderprogrammen Arbeitsplätze ge-

schaffen und gesichert werden, da die von

der öffentlichen Hand angestoßenen In-

vestitionen in mehrfacher Höhe private In-

vestitionen auslösen. 

Integrierte Stadtentwicklung

Mit Blick auf eine zentrale Forderung der

wohnungswirtschaftlichen Verbände –ins-

besondere wie sie der VdW Rheinland

Westfalen in seinen „Wohnungspoliti-

schen Thesen 2004“ formuliert hat – ist

die folgende Koalitionsaussage zu begrü-

ßen: „Die Bürgerschaft und die Immobi-

lienwirtschaft sollen stärker in die städte-

baulichen Entscheidungen einbezogen

werden. Dazu streben wir die Stärkung in-

tegrierter Stadtentwicklungskonzepte, vor

allem deren Vernetzung mit anderen Pla-

nungen und Maßnahmen an.“

Stadtumbau

Das Förderprogramm Stadtumbau Ost

wird „auf höherem Niveau“ fortgesetzt.

Nach einer Zwischenevaluierung soll ent-

schieden werden, wie die Weiterführung

über 2009 hinaus aussehen kann. Im Rah-

men des Förderprogramms Stadtumbau

West sollen die vom wirtschaftlichen und

militärischen Strukturwandel besonders

betroffenen Städte unterstützt werden. Es

wird angekündigt, eine mittelfristige Zu-

sammenführung der Stadtumbaupro-

gramme zu prüfen.

Soziale Stadt

Das Programm „Stadtteile mit besonderem

Entwicklungsbedarf – die Soziale Stadt“ soll

weiterentwickelt und auf die gesetzlichen

Ziele konzentriert werden.  Die Bündelung

mit Fördermöglichkeiten anderer Ressorts

soll verbessert werden. Darlehensrückflüs-

se aus dem sozialen Wohnungsbau sollen

den Ländern und Gemeinden im Rahmen

seiner Stadtentwicklungsprogramme zur

Verfügung gestellt werden.

Denkmalschutz

Das bisher für die neuen Länder geltende

Programm Städtebaulicher Denkmal-

schutz für historische Innenstädte wird da-

hingehend geprüft, wann die historischen

Städte der alten Länder einbezogen werden

können.

Bürokratieabbau

Zur Verminderung der Flächeninan-

spruchnahme und zur Beschleunigung

wichtiger Planungsvorhaben, vor allem in

den Bereichen Arbeitsplätze, Wohnbedarf

und Infrastrukturausstattung, will die Ko-

alition das Bau- und Planungsrecht für ent-

sprechende Vorhaben zur Stärkung der

Innenentwicklung vereinfachen und be-

schleunigen.

Modellvorhaben für 
den demographischen Wandel

Zur Bewältigung des demographischen

Wandels und der Migration sollen Städte

mit Modellvorhaben dabei unterstützt wer-

den, Wohnquartiere kinder- und familien-

freundlich zu gestalten und die Infra-

struktur barrierefrei und altengerecht um-

zubauen. Die Vernetzung des Fußgänger-,

Fahrrad-, ÖPNV- und Autoverkehrs in städ-

tischen Wohnquartieren soll so erfolgen,

dass sowohl ruhiges Wohnen als auch Mo-

bilität möglich sind.

Bauwirtschaft

Die Koalitionspartner unterstreichen die

Absicht, die gesetzlichen und weiteren

Rahmenbedingungen für Public-Private-

Partnership (PPP) im Hoch- und Tiefbau

weiter zu verbessern, die Errichtung einer

Stiftung Baukultur (Baustiftung des Bun-

des) voranzubringen und die HOAI sys-

temkonform zu vereinfachen. Auch soll 

eine auf qualitative Aspekte abzielende und

mittelstandsgerechte Vereinfachung des

Vergaberechts unter Aufrechterhaltung der

VOB erfolgen.

Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD 
zur Bildung der Bundesregierung

„Gemeinsam für Deutschland – mit Mut und Menschlichkeit“
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Energetische Modernisierung 

Einen Schwerpunkt setzt die Koalition auf

die Substanzerhaltung und Modernisie-

rung des Wohnungsbestandes, um ihn an

die geänderten Wohnbedürfnisse anzu-

passen und den Energieverbrauch zu sen-

ken. Hierzu soll das CO2-Gebäudesanie-

rungsprogramm der KfW-Förderbank auf

ein Fördervolumen von mindestens 1,5

Milliarden Euro pro Jahr erhöht werden.

Wirksamkeit und Attraktivität sollen durch

Umstellung auf Investitionszuschüsse,

steuerliche Erleichterungen sowie durch

die Einbeziehung des Mietwohnungsbaus

entscheidend verbessert werden. Zusätz-

lich wird ein Gebäudeenergieausweis ein-

geführt. Weitere Maßnahmen werden mit

dem Ziel angekündigt, mehr Wettbewerb

bei der Versorgung mit Strom und Gas zu

erreichen.

Wohnungswesen

Die Koalition bekennt sich zu den drei Säu-

len des Wohnens: Selbst genutztes Wohn-

eigentum, Mietwohnungsbau und genos-

senschaftliches Wohnen. 

Das Wohngeld wird ausdrücklich als eine

Fürsorgeleistung charakterisiert. Es soll

mit dem Ziel einer deutlichen Vereinfa-

chung zügig überprüft werden. 

Im Zusammenhang mit der Abschaffung

der Eigenheimzulage ab dem 1. Januar

2006 unterstreicht die Koalition die Wohn-

eigentumsbildung von Familien mit Kin-

dern als politisches Ziel. Mit der KfW-För-

derbank sollen dazu Wege aufgezeigt wer-

den, wie die Beleihung im nachrangigen

Bereich verbessert und verbilligt werden

kann. Dies soll auch der Privatisierung von

Wohnungen an Mieter dienen.

Ferner soll das Wohneigentum besser in

die geförderte Altersvorsorge integriert

werden.

Beabsichtigt ist auch die Weiterentwick-

lung des genossenschaftlichen Wohnens

auf der Grundlage der Empfehlungen der

Expertenkommission „Wohnungsgenos-

senschaften“.

Hinsichtlich der Internationalisierung der

Wohnungswirtschaft sollen die damit ver-

bundenen sozialen, städtebaulichen und

bauwirtschaftlichen Auswirkungen sorg-

fältig analysiert werden.

Wohnen und Leben im Alter

Die gegenwärtige Spreizung zwischen den

einzelnen Pflegestufen soll in Hinblick auf

die Anreizwirkung und die bedarfsgerechte

Versorgung überarbeitet werden. Ziel ist

es, den Grundsatz „ambulant vor statio-

när“ zu stärken. Alternative Wohn- und

Betreuungsangebote werden in diesem Zu-

sammenhang ebenso gefördert wie niedrig

schwellige Angebote (beispielsweise zur

Unterstützung der häuslichen Pflege). Ziel

ist es weiterhin, die Förderung alternativer,

innovativer Wohn- und Betreuungsformen

zu verbessern. Insgesamt soll die häusliche

Pflege gestärkt und mit allen Angeboten in

der geriatrischen Versorgung vernetzt wer-

den.

Mehrgenerationenhäuser (MGH)

Im Rahmen eines Modellprogramms (Im-

pulsgeber) soll in dieser Legislaturperiode

in jedem Landkreis und in jeder kreisfreien

Stadt in Deutschland ein MGH geschaffen

werden. Die Start-Up-Förderung soll 40.000

Euro per anno auf fünf Jahre betragen. Da-

raus folgt eine Haushaltsgesamtbelastung

in Höhe von 88 Millionen Euro.

Steuern

In weiteren Kapiteln werden eine Vielzahl

von steuerlichen, betriebswirtschaftlichen

und finanzierungsbezogenen Vorhaben

beschrieben (Näheres siehe Seite 31 in die-

sem VM).

Von weiterer Relevanz

π Änderungen bei Hartz IV,

um die große Anzahl der Be-

darfsgemeinschaften zu redu-

zieren,

π die unter dem Stichwort Pfle-

geversicherung beabsichtigte

Novellierung des Heimgeset-

zes und die Förderung alter-

nativer, innovativer Wohn-

und Betreuungsformen,

π Umsetzung der EU-Gleichbe-

handlungsrichtlinien in deut-

sches Recht,

π die unter dem Stichwort Kündigungs-

schutzrecht beabsichtigte Verlänge-

rung der Probezeit von sechs auf 24

Monate,

π die Erweiterung des Arbeitnehmerent-

sendegesetzes für Gebäudereiniger.

Föderalismusreform

Als Verhandlungsergebnis zwischen Bund

und Ländern sollen in die alleinige Län-

derkompetenz überführt werden:

Soziale Wohnraumförderung und Finanz-

hilfe, Abbau der Fehlsubventionierung im

Wohnungswesen, Wohnungsbindungs-

recht, Zweckentfremdungsrecht im Woh-

nungswesen, Wohnungsgenossenschafts-

vermögensrecht.

In der konkurrierenden Gesetzgebung ver-

bleiben aus dem Wohnungswesen das

Wohngeldrecht, Altschuldenhilferecht,

Wohnungsbauprämienrecht, Bergarbei-

terwohnungsbaurecht und das Berg-

mannsiedlungsrecht.

Für den durch die Abschaffung der Ge-

meinschaftsaufgabe Förderung des Woh-

nungsbaus bedingten Wegfall der Finan-

zierungsanteile des Bundes erhalten die

Länder über mehrere Jahre Ausgleichs-

zahlungen.

Ferner erhalten die Länder die regionale

Steuerautonomie und damit die Befugnis

zur Bestimmung des Steuersatzes bei der

Grunderwerbsteuer.

Minister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung

Neuer Bundesminister

für Verkehr, Bau und

Stadtentwicklung ist

der bisherige Leipziger

Oberbürgermeister

Wolfgang Tiefensee.

Wolfgang Tiefensee

bringt gute Vorausset-

zungen für sein neues

Amt mit. Neben seiner

Funktion als Oberbür-

germeister in zweiter

Amtsperiode ist er Mit-

glied im Präsidium des

Deutschen Städtetages,

Präsident des Städte-

netzwerkes EUROCI-

TIES (2002–2004) und Vize-Präsident des

Sächsischen Städte- und Gemeindetages.

Wolfgang Tiefensee, 
neuer Bundesminister 
für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung
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Am 19. Oktober 2005 hat das Bundesminis-
terium der Justiz einen Referentenentwurf
für das „Gesetz zur Einführung der europä-
ischen Genossenschaft und zur Änderung
des Genossenschaftsrechts“ veröffentlicht.

Anlass dazu gaben einige Gesetzesände-

rungen im internationalen sowie im 

nationalen Bereich, an die das deutsche 

Genossenschaftsrecht angepasst werden

soll. International gehört dazu die Verord-

nung über das Statut der europäischen 

Genossenschaft (SCE), die ab dem 18. 

August 2006 gelten wird. Dazu kommt der

internationale Rechnungslegungsstandard

IAS 32. Nationaler Anstoß für den Refe-

rentenentwurf waren der Deutsche Corpo-

rate-Governance-Kodex, das Bilanzrechts-

reformgesetz, die Empfehlungen der Ex-

pertenkommission „Wohnungsgenossen-

schaften“ der Bundesregierung und die 

Gesetzesvorschläge des Freien Ausschusses

der deutschen Genossenschaftsverbände. 

Punktuelle Gesetzesänderungen 

Der Referentenentwurf enthält 121 Ände-

rungen des Genossenschaftsgesetzes. Die

meisten davon sind rein sprachlicher oder

redaktioneller Art. Die Anzahl der mate-

riellen Änderungen ist überschaubar. Da-

her wurde das Genossenschaftsgesetz

nicht vollständig neu gefasst, sondern es

sind nur punktuelle Änderungen vorgese-

hen.

Der Referentenentwurf ist ein Artikelge-

setz. Art. 1 enthält Ausführungsvorschrif-

ten zur EU-Verordnung über die Europäi-

sche Genossenschaft (SCE). Art. 2 setzt

die begleitende Richtlinie hinsichtlich der

Arbeitnehmer in einer europäischen Ge-

nossenschaft um. Art. 3 enthält die Ände-

rungen des Genossenschaftsgesetzes und

Art. 4 die Änderung der Genossenschafts-

registerverordnung. Die Art. 5 bis 20 ent-

halten Folgeänderungen, wie beispiels-

weise Änderungen des Handelsgesetz-

buchs oder des Arbeitsgerichtsge-

setzes.

Geplante Änderungen 
des Genossenschaftsgesetztes

Der wesentliche Inhalt der materiellen Än-

derungen besteht in der vereinfachten

Gründung von Genossenschaften und bes-

seren Rahmenbedingungen für kleine Ge-

nossenschaften mit nicht mehr als 20 Mit-

gliedern. Eine weitere Änderung betrifft

die Übertragung von Elementen der im

Aktienrecht geführten Corporate-Gover-

nance-Diskussion sowie die Erleichterung

der Kapitalbeschaffung und -erhaltung.

Die einfachere Gründung von Genossen-

schaften und die Verbesserung der Rah-

menbedingungen für kleine Genossen-

schaften soll dadurch erreicht werden, dass

die Rechtsform der Genossenschaft auch

für soziale oder kulturelle Zwecke geöffnet

wird. Es ist vorgesehen, die Mindestmit-

gliederzahl von sieben auf drei abzusen-

ken. Weiterhin soll bei Genossenschaften

mit nicht mehr als 20 Mitgliedern auf ei-

nen Aufsichtsrat verzichtet werden. Ein

einköpfiger Vorstand soll ausreichen.

Schließlich werden Genossenschaften mit

einer Bilanzsumme bis zu einer Million

Euro künftig von der Prüfung des Jahres-

abschlusses ausgenommen.

Aus der Corporate-Governance-Diskussion

sollen die folgenden Elemente in das 

Genossenschaftsgesetz eingeführt werden:

Die Rolle des Aufsichtsrates soll gestärkt

werden, indem dem einzelnen Aufsichts-

ratsmitglied Informationsrechte zuge-

standen werden. Weiter kann der 

Aufsichtsrat auch ohne Beschluss der 

Generalversammlung Klage gegen Vor-

standsmitglieder erheben. Die Satzung

kann außerdem vorsehen, dass der Auf-

sichtsrat auch für die Abberufung des Vor-

stands zuständig ist. Weiterhin sollen die

Informationsversorgung und die Einfluss-

möglichkeiten der Mitglieder verbessert

werden. Die Beschlussfassung in Angele-

genheiten, die nach Gesetz oder Satzung

einer Mehrheit von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen bedürfen, soll künftig

der Mitgliederversammlung obliegen. Zu-

dem soll die elektronische Stimmabgabe in

der Mitgliederversammlung möglich sein.

Durch die Möglichkeit, in der Satzung der

Genossenschaft Sachgründungen zu er-

lauben, investierende Mitglieder zuzulas-

sen, ein Mindestkapital festzulegen und

die Rückzahlung von Geschäftsguthaben

einzuschränken, sollen Kapitalbeschaffung

und -erhaltung einfacher werden. Zudem

wird die Übertragung einzelner Ge-

schäftsanteile gestattet.

Satzungsautonomie gewährleistet

Die Mehrzahl dieser Änderungen soll nicht

automatisch für jede Genossenschaft gel-

ten. Vielmehr hat jede einzelne Genos-

senschaft die Möglichkeit zu wählen, ob

sie von den neuen Möglichkeiten in ihrer

Satzung Gebrauch machen möchte. Die

weit reichende Satzungsautonomie der Ge-

nossenschaft bleibt also weiterhin ge-

währleistet.

Kritische Stellungnahme

Die beteiligten Kreise sind aufgefordert,

bis zum 12. Dezember 2005 zu dem Refe-

rentenentwurf  Stellung zu nehmen. Für

die Wohnungsgenossenschaften wird der

GdW als Dachverband eine Stellungnahme

abgeben, nachdem die Regionalverbände

und die Bundesarbeitsgemeinschaft ihre

Position untereinander abgestimmt haben.

Ohne das Ergebnis dieser Beratungen vor-

wegzunehmen, sind aus Sicht der Woh-

nungsgenossenschaften die folgenden Re-

gelungen des Referentenentwurfs kritisch

zu beurteilen:  

π die Reduzierung der Mindestmitglie-

derzahl von sieben auf drei Mitglie-

der, der fakultative Aufsichtsrat sowie

der einköpfige Vorstand, 

π die Möglichkeit, Sacheinlagen zu 

leisten und ein Mindestkapital zu 

bestimmen, 

π die Einschränkung der Befugnisse der

Vertreterversammlung und 

π die Möglichkeit, den Vorstand allein

aufgrund eines Beschlusses des Auf-

sichtsrats abzuberufen.

Zeitplan

Nach der Auswertung der Stellungnahmen

wird das Ministerium einen Regierungs-

entwurf erstellen. Die Beschlussfassung

des Bundeskabinetts ist für Anfang 2006

geplant. Danach soll das Gesetzgebungs-

verfahren zügig vorangebracht werden, da-

mit das Gesetz im August 2006 in Kraft

treten kann.

Novellierung des Genossenschaftsgesetzes
Referentenentwurf liegt vor
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Alte Heizungsanlagen sind für den aktuel-
len Wärmebedarf oft zu groß –  30 Prozent
Überdimensionierung und mehr sind kein
Einzelfall. Zusätzlich ist die überwiegende
Mehrzahl der Wärmeverteilnetze hydrau-
lisch nicht abgeglichen. Solche Anlagen ver-
schwenden wertvolle Energie. Sie sind un-
wirtschaftlich und belasten außerdem die
Umwelt. Die Umrüstung von alten Heiz-
körper-Thermostatventilen ist eine Mög-
lichkeit, um die Wärmeverluste zu vermei-
den und Energie einzusparen. 

Man kann Heizkörperventile komplett aus-

tauschen. In alten Rohrnetzen kann das

jedoch recht aufwändig sein und ist in be-

wohnten Räumen zudem mit Schmutz ver-

bunden. Neue Entwicklungen bieten auch

die Möglichkeit, alte Heizkörperventile

umzurüsten. Zum Beispiel lassen sich al-

te Danfoss-Ventilgehäuse durch vorein-

stellbare Ventileinsätze auf den aktuellen

„Stand der Technik“ bringen. Das kann

ohne Demontage der alten Ventilgehäuse

geschehen, am besten bei entleerter Hei-

zungsanlage. Zu empfehlen ist eine sol-

che Maßnahme im Zusammenhang mit

einer Kesselsanierung. Dabei sollte die ge-

samte Heizungsanlage generell neu be-

wertet werden.

Neue Ventile bei Heizung in Betrieb

Ist es jedoch notwendig, die Ventileinsät-

ze bei in Betrieb befindlicher Heizungs-

anlage zu erneuern, z. B. in einzelnen

Räumen, Wohnungen oder Etagen von

Mehrfamilienhäusern, gibt es ein De-

montagewerkzeug. Damit können – wie

mit einer Schleuse – die alten Ventilein-

sätze wohnungs- oder raumweise gegen

neue voreinstellbare Ventileinsätze unter

Anlagendruck ausgetauscht werden. Hei-

zungswasser muss dabei nicht entleert

werden.

Danach wird für den hydraulischen Ab-

gleich die aktuelle Heizkörperleistung am

Einstellring des Ventils reguliert. Der neue

Thermostatkopf wird per Schnappver-

schluss angebracht.

Idealerweise werden die einzelnen Hei-

zungsstränge mittels automatischer Strang-

regulierventile untereinander dynamisch

abgeglichen. Ob weitere Regulierungen

der Heizungsstränge nötig sind, ist im Ein-

zelfall zu prüfen. Die Ventilhersteller bie-

ten teilweise einfache Bemessungstools

zur Unterstützung.

Energieeinsparung und Amortisation

Modernisierungen sollten sich sowohl

durch Komfortgewinn als auch durch Re-

duzierung der Energiekosten bezahlt ma-

chen. Deshalb stellt sich die Frage: Wie

viel Primärenergie lässt sich durch die Auf-

rüstung alter Thermostatventile einspa-

ren? Wann amortisiert sich die Investition?

Im Dezember 2002 führte Danfoss Tests

in einer Referenzanlage mit 20 Jahre alten

Ventilen durch. Dort wurden in 400 Ven-

tilen die alten Ventileinsätze mit neuen

voreinstellbaren Ventileinsätzen ausge-

tauscht. Verglichen wurden vor und nach

der Umrüstung diverse Faktoren wie Heiz-

zeiten, Nutzungsverhalten,  Gasverbrauchs-

werte, meteorologische Daten sowie Inve-

stitionsaufwand.

Die Ergebnisse waren bemerkenswert. Die

Mindestenergieeinsparung betrug fünf

Prozent oder 2.250 Euro pro Heizperiode.

Das bedeutete eine Amortisationszeit von

weniger als acht Heizperioden. Sämtliche

„alten“ Geräuscheinflüsse waren ebenfalls

dauerhaft beseitigt.

Bei vielen anderen alten Heizungsanlagen

mit Überdimensionierungen bis zu 30 Pro-

zent kann sich die Amortisationszeit sogar

auf wenige Jahre reduzieren. Das bedeutet

eine Energieeinsparung von ca. zehn Pro-

zent, so die Ergebnisse der „OPTIMUS-

Studie“ von Professor Wolff, FH Wolfen-

büttel.

Kosten reduzieren 
durch neue Heizkörperventile

Energie sparen

Mit voreinstellbaren Ventileinsätzen erhält jeder Heizkörper die richtige Wassermenge, damit
keine unnötige Energie verschwendet wird.
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Im Rahmen eines Forschungsprojektes hat
das Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) technische Grundsätze zur
Umsetzung der Barrierefreiheit für Bauten
des Bundes erarbeiten lassen. Sie gelten
sowohl im Neubau als auch im Bestand.

Der jetzt vorgelegte Forschungsbericht

geht dabei folgenden Fragen nach:

π Welche baulichen Anforderungen an

die Gebäude ergeben sich je nach Art

einer Behinderung? 

π Welche Regelungen, Vorschriften,

Leitfäden und Planungshilfen beste-

hen bereits und welche Erfahrungen

gibt es damit? 

π Welche technischen Grundsätze für

barrierefreies Bauen bei Maßnahmen

des Bundes lassen sich ableiten? 

π Welche guten und beispielhaften Lö-

sungen gibt es bereits?

Barrierefreies Bauen erhält eine immer

größere Bedeutung, denn die Zahl der

Menschen mit Behinderungen oder Mo-

bilitätsbeeinträchtigungen steigt. Schon

heute gehört fast ein Drittel der Bevölke-

rung im weitesten Sinne zu den „mobili-

tätsbeeinträchtigten“ Gruppen. Nach einer

Prognose der Europäischen Verkehrsmi-

nisterkonferenz wird sich diese Zahl in

Zukunft noch leicht erhöhen – nicht zu-

letzt deshalb, weil die Zahl älterer Men-

schen weiter stark wachsen wird. 

Vor allem behinderte und alte Menschen

sind Nutznießer baulicher Maßnahmen

zur Barrierefreiheit. Für sie ist eine bar-

rierefreie Umwelt eine wesentliche Vo-

raussetzung für die Teilhabe am öffent-

lichen Leben.

Von barrierefreien öffentlichen Räumen

und Gebäuden, einem barrierefreien

Wohnumfeld oder einer entsprechenden

Wohnung profitieren aber nicht nur Roll-

stuhlfahrerinnen und -fahrer und ältere

Menschen. Sie erleichtern das tägliche Le-

ben auch für Familien mit Kindern, für

Alleinerziehende und Schwangere, für Kin-

der ebenso wie für Kranke und Menschen

mit Bewegungsbeeinträchtigungen. 

Im Rahmen des Forschungsprojekts wur-

den die bestehenden Gesetze, Vorschrif-

ten, Richtlinien und Planungshilfen auf

der Ebene der Bundesländer analysiert und

die jeweiligen Erfahrungen damit ausge-

wertet. Dazu wurden Expertengespräche

mit Vertreterinnen und Vertretern der Lan-

desministerien geführt.

Das Analyseraster bilden dabei die thema-

tischen Handlungsfelder barrierefreien Bau-

ens sowie die technischen Grundsätze und

Anforderungen für barrierefreie Gebäude.

Gerade bei der Anpassung des Gebäude-

bestands sind oft Alternativen zum DIN-

konformen Umbau notwendig. In der Re-

gel bestehen hier besonders komplexe bau-

liche Rahmenbedingungen. Das Problem:

Eine komplette Barrierefreiheit ist oft nur

mit großem baulichen und finanziellen

Aufwand zu realisieren. Für kostengüns-

tige und pragmatische Lösungen sind in-

telligente Kompromisse gefragt. 

Die pragmatische und wirtschaftlich mach-

bare Planung einer weit gehenden Barrie-

refreiheit erfordert vor allem: 

π die Realisierung möglichst allgemeiner

Lösungen an Stelle von Sonderlösungen,

π die rechtzeitige Einbindung der Maß-

nahmen in den jeweiligen Planungs-

prozess,

π Kompromissbereitschaft in zeitlicher

und inhaltlicher Hinsicht („nicht alles

geht sofort“ und „barrierearm statt

barrierefrei“).

Barrierefreiheit erhält auch beim Umbau immer größere Bedeutung 

Technische Grundsätze – Nicht nur für Bauten des Bundes

Der Türöffner/die Klingel im Eingangs-
bereich rechts ist erkennbar.

Grundriss einer behindertengerechten Toilette:
Durch Reduzierung der Bewegungsflächen
konnte trotz Platzmangels eine behinderten-
gerechte Toilette eingebaut werden.

Die Technischen Grundsätze zum
barrierefreien Bauen können auf der
Internetseite des BBR in Lang- oder
Kurzfassung heruntergeladen werden.
www.bbr.bund.de/ressortforschung

Handlungsfeld 1:

Erreichbarkeit 

und Zugang

barrierefreies Gebäude

Handlungsfeld 2:

Innere 

Erschließung 

(Aufzüge, Türen, Trep-

pen, Flure)

Handlungsfeld 3:

Sanitäranlagen

Handlungsfeld 4:

Orientierung 

und Bedienung

Weitere 

Spezialthemen:

- Außenanlagen

- Stellplätze

- Serviceeinrichtungen

- Versammlungsstätten
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Landesausgabe Hessen

Insgesamt 127 hessische Kommunen hatten
sich um Aufnahme in das neu aufgelegte,
städtebauliche Förderprogramm „Stadt-
umbau West“ beworben. Nun ist die Ent-
scheidung gefallen: 15 Einzelstandorte und
14 interkommunale Gruppen werden in den
nächsten zehn bis fünfzehn Jahren aktiv
beim Stadtumbau unterstützt.

Zu den 15 Einzelstandorten gehören:

Babenhausen, Büdingen, Frankenau,

Frankfurt/Main, Fulda, Gießen, Idstein,

Korbach, Langen, Lauterbach, Obertshau-

sen, Offenbach, Rüsselsheim, Schlangen-

bad und Wiesbaden.

Die 14 interkommunalen Gruppen
sind:

π Vogelsberg/Schwalm (Alsfeld, Antrift-

tal, Romrod)

π Altkreis Hünfeld/Hessisches Kegel-

spiel (Burghaun, Eiterfeld, Hünfeld,

Nüsttal, Rasdorf)

π Hinterland Bad Laasphe (Angelburg,

Bad Endbach, Biedenkopf, Breiden-

bach, Dautphetal, Gladenbach, Lohra,

Steffenberg)

π Bergstraße (Einhausen, Heppenheim,

Lautertal (Odenwald), Lorsch, Zwin-

genberg)

π Schwalm-Eder-Mitte (Homberg (Efze),

Knüllwald, Schwarzenborn)

π Pro Regio Mittleres Fuldatal (Alheim,

Bebra, Rotenburg a. d. Fulda)

π Mittleres Fuldatal (Felsberg, Malsfeld,

Melsungen, Morschen, Spangenberg)

π Mittleres Werratal (Bad Sooden-Allen-

dorf, Berkatal, Meinhard, Meißner,

Wanfried, Wehretal, Weißenborn)

π Nordwaldeck (Bad Arolsen, Diemel-

stadt, Twistetal, Volkmarsen)

π Rheingau (Eltville, Geisenheim, Kied-

rich, Lorch, Oestrich-Winkel, Rüdes-

heim, Walluf)

π Schwalm (Schwalmstadt, Frielendorf,

Gilserberg, Schrecksbach, Willings-

hausen)

π Sontra/Herleshausen (Sontra, Herles-

hausen, Nentershausen)

π Interkommunal XIII (Stadtallendorf,

Kirchhain)

π Westliches Meißnerland (Hessisch

Lichtenau, Großalmerode, Helsa)

Die Förderkonditionen

„Noch im Jahr 2005 werden Programm-

Maßnahmen in Höhe von insgesamt rund

9 Millionen Euro finanziert und begon-

nen“, kündigte der hessische Wirtschafts-

minister Alois Rhiel an. Bund, Land und

die jeweiligen Kommunen tragen je ein

Drittel. 

Konkrete Informationen über Höhe und

Art der Förderung wurden beim Kongress

„StadtumBauKultur“ am 2. November 2005

in Frankfurt veröffentlicht. Die Förderung

betrifft zunächst das Jahr 2005, in den Fol-

gejahren können die Kommunen aber neue

Gelder beantragen.

Die Erstellung von integrierten Konzepten

an Einzelstandorten wird mit jeweils rund

66.000 Euro unterstützt. Dort, wo schon

2005 investive Maßnahmen gefördert wur-

den, beläuft sich die Förderung auf

266.000 Euro. Die interkommunalen

Gruppen erhalten je 133.000 Euro (aus-

schließlich Planungen) respektive

466.000 Euro, wenn zudem bereits inves-

tive Maßnahmen realisiert werden. 

Startschuss für die 
„Initiative Baukultur“

Ebenfalls am 2. November 2005 fiel der

Startschuss für die „Initiative Baukultur“.

Ein Baustein der hessischen Initiative un-

ter Schirmherrschaft von Ministerpräsi-

dent Roland Koch ist der Ideenwettbewerb

„Übergangs(t)räume“, der sich außer an

Studierende an junge Architekten, Planer

und Künstler richtet. Ziel ist die Konzi-

pierung von Zwischennutzungen an den

Stadtumbaustandorten.

„Bis zu der endgültigen Klärung zukünfti-

ger Nutzung vergehen oft Jahre. In der

Zwischenzeit nehmen die Bewohner diese

Stadträume kaum noch wahr oder gehen

rasch daran vorüber. Für diese Räume gilt

es Konzepte zu entwickeln, die keine ge-

stalterische Notlösung für fehlende Ge-

bäude oder Nutzungen, sondern tatsäch-

lich erlebbare Verbesserungen darstellen“,

so Minister Rhiel. 

Die Bewerbungsfrist des mit 30.000 Euro

dotierten Wettbewerbs, an dem neben dem

Wirtschaftsministerium auch der Hessi-

sche Städtetag, der Hessische Städte- und

Gemeindebund, die Architekten- und

Stadtplanerkammer Hessen und die Inge-

nieurkammer Hessen beteiligt sind, endet

am 1. März 2006.

29 Förderstandorte 
stehen fest

Stadtumbau (West) in Hessen

Weitere Informationen 
im Internet unter
www.stadtumbaukultur-hessen.de
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Auf Initiative des Fachausschusses für Be-
rufliche Bildung und Personalentwicklung
des VdW südwest führte der Verband im Ju-
ni 2005 bei seinen Mitgliedsunternehmen
eine Umfrage zur Alters- und Qualifika-
tionsstruktur der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter durch. Erfreulicherweise beteilig-
ten sich 99 Wohnungsunternehmen (51,8
Prozent) an der Befragung, die rund
197.000 Wohnungen (64,3 Prozent) des ge-
samten Bestandes der Mitgliedsunterneh-
men des Verbandes repräsentieren.

Bei den 99 teilnehmenden Wohnungs-

unternehmen sind 233 Vorstandsmitglie-

der bzw. Geschäftsführer tätig. Die Ergeb-

nisse der Untersuchung zeigen, dass es in

den nächsten Jahren bei vielen Unterneh-

men einen Wechsel im Vorstand bzw. in

der Geschäftsführung geben wird. 

51,1 Prozent der Vorstände und Geschäfts-

führer sind älter als 55 Jahre.

Bei den Sachbearbeiterinnen und Sachbe-

arbeitern zeigt sich eine andere Alters-

struktur. Fast die Hälfte der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter sind zwischen 41

und 55 Jahre alt. Dagegen ist nur jeder sieb-

te Mitarbeiter über 55 Jahre alt.

Ein weiterer Aspekt der Befragung befass-

te sich mit der Qualifikationsstruktur der

Beschäftigten. Dabei wurde danach gefragt,

inwieweit die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter über einen wohnungswirtschaft-

lichen Abschluss als Kauffrau/Kaufmann

in der Grundstücks- und Wohnungswirt-

schaft (IHK oder Fernunterricht

Hösel/EBZ Bochum), als geprüfter Im-

mobilienfachwirt, als Immobilienökonom

oder als diplomierter Woh-

nungs- und Immobilienwirt

(FWI) verfügen.

Von den insgesamt 1.663 Sach-

bearbeiterinnen und Sachbear-

beitern verfügen 428 Beschäf-

tigte (25,8 Prozent) über einen

der genannten wohnungswirt-

schaftlichen Abschlüsse. Von

den Mitarbeitern bis 25 Jahre

verfügen drei Viertel über eine

entsprechende Qualifikation.

Auch in der Gruppe der 26 -40-

Jährigen haben noch vier von

zehn Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter einen wohnungswirtschaftlichen

Abschluss, ebenso wie unter den kauf-

männischen Sachbearbeitern insgesamt.

Ein weiterer Aspekt der Umfrage befasste

sich mit der Ausbildungssituation in den

Unternehmen. 31 der 99 teilnehmenden

Unternehmen beschäftigten zum Zeit-

punkt der Befragung 86 Auszubildende.

Diese Wohnungsunternehmen haben in

den vergangenen fünf Jahren 233 Auszu-

bildende beschäftigt. Von ihnen wurden

rund 60 Prozent nach der Ausbildung

übernommen.

In diesem Zusammenhang ist es von gro-

ßer Bedeutung, die jungen Menschen be-

reits bei Ausbildungsbeginn auf die viel-

fältigen Fort- und Weiterbildungsmög-

lichkeiten in der Branche aufmerksam zu

machen. Die Kooperation mit Fachhoch-

schulen hat die Möglichkeit eröffnet, nach

der Berufsausbildung berufsbegleitend ei-

nen akademischen Abschluss zu erreichen.

Sowohl die Südwestdeutsche Fachakade-

mie der Wohnungs- und Immobilienwirt-

schaft (SFA) als auch das EBZ – Europäi-

sches Bildungszentrum in Bochum ma-

chen entsprechende Angebote.

Umfrage zur 
Alters- und Qualifikationsstruktur 

Personalentwicklung bei den Mitgliedsunternehmen des VdW südwest

Sachbearbeiter

Alter Anzahl Prozent

bis 25 Jahre 104 6,3

26-40 Jahre 530 31,9

41-55 Jahre 787 47,3

über 55 Jahre 242 14,5

Alle 1.663 100,0

Sachbearbeiter insgesamt mit Abschluss

Alter Anzahl Prozent

bis 25 Jahre 76 73,1

26-40 Jahre 224 42,3

41-55 Jahre 109 13,9

über 55 Jahre 19 7,9

Alle 428 25,8

Im Rahmen der diesjährigen Eigen-
tumsförderung hat das Wirtschaftsmi-
nisterium das dritte und letzte Mittel-
kontingent freigegeben. Es beläuft sich
auf rund 36 Millionen Euro. In dieser
Summe „verstecken“ sich auch die
restlichen Fördergelder aus den ersten
beiden Tranchen von März und Juni
2005. Die Wohnungsbauförderstellen
hatten die Gelder nicht in vollem Um-
fang abgerufen. 

Die Förderung wird in Form zins-

günstiger Darlehen zum Bau bzw.

Kauf von selbst genutzten Wohnim-

mobilien gewährt. Die Antragsfrist en-

det am 15. Januar 2006. Nähere Infor-

mationen zu den Konditionen bei der

Landestreuhandstelle Hessen (LTH)

unter www.lth.de und den Wohnungs-

bauförderstellen der Städte (über

50.000 Einwohner) bzw. Landkreise.

Nächste Tranche
bis 15.01. 2006

Eigenheimförderung
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Sind kommunale Wohnungsunternehmen die
nächsten Verkaufsschlager zur Sanierung der
Haushalte Not leidender Städte? Oder neh-
men sie stärkeren Einfluss auf die Stadtent-
wicklung? Bei der Veranstaltung „Woh-
nungsbau und Wohnungswirtschaft – Quo
vadis? – Paradigmenwechsel in der Branche
zwischen künftiger Stadtentwicklung und Ka-
pitalrendite“ am 9. November 2005 in Frank-
furt, die von der IHK Frankfurt/Main und dem
Institut der deutschen Immobilienwirtschaft
gemeinsam mit dem VdW südwest durchge-
führt wurde, diskutierten Vertreter öffentlicher
und privater Wohnungsgesellschaften mit In-
vestoren.

In den letzten beiden Jahren sind mehre-

re Wohnungsgesellschaften an Private-

Equity-Unternehmen verkauft worden.

Wenn mit der Dresdner WOBA eine gro-

ße kommunale Gesellschaft in den neuen

Ländern veräußert wird, befürchten Kriti-

ker eine Lawine weiterer Verkäufe in Ost-

deutschland. 

„Neue Anbieter sind willkommen“, be-

grüßte VdW-Verbandsdirektor Dr. Rudolf

Ridinger das Interesse pri-

vatwirtschaftlicher Investo-

ren auf dem Wohnungs-

markt. Vor dem Hinter-

grund der Altersstruktur der

Wohnungsbestände sei vor 

allem zusätzliches Kapital

für Instandsetzungs- und

Modernisierungsinvestitio-

nen erforderlich. „Aller-

dings darf es nicht zu einem

Übergewicht an Unterneh-

men kommen, die nur dar-

an interessiert sind, Woh-

nungen günstig zu kaufen

und rasch mit hohem Profit

wieder zu verkaufen“, gab

er zu bedenken. Die Folge

wären Brüche in den Ange-

botsstrukturen mit negati-

ven Auswirkungen. Gefähr-

lich werde es, wenn – wie bei den letzten

Verkäufen zu beobachten – die Woh-

nungsbestände immer höher bewertet wür-

den. Für weiteres Kapital könne die Ein-

führung der so genannten G-REITs sorgen.

Ridinger verwies in diesem Zusammen-

hang auf die Erfahrungen in Frankreich,

wo sich nach Einführung dieses Unter-

nehmenstyps innerhalb kurzer Zeit eine

erstaunliche Marktkapitalisierung vollzo-

gen habe. 

Dass nach wie vor ein sozia-

ler Auftrag für städtische

Wohnungsgesellschaften be-

steht, betonten auch Frank

Junker (Geschäftsführer der

ABG Frankfurt Holding)

und Dr. Mathias Müller (Ge-

schäftsführer der GWW

Wiesbaden). Allerdings seien

vermehrt neue Instrumente

erforderlich. So könne bei-

spielsweise die Mieterpriva-

tisierung ökonomischen

Zielen dienen und dabei

gleichzeitig die Stabilisie-

rung von Quartieren för-

dern.

GdW-Vorstandsmitglied Peter

Herrnberger (Geschäftsfüh-

rer der Wohnbau Mainz)

machte klar: „Wohnen kann als Standort-

faktor nur dann optimal wirken, wenn die

Städte auch künftig an Wohnungsgesell-

schaften beteiligt und diese Wohnungsge-

sellschaften bereit sind, sich in der Stadt-

entwicklung zu engagieren.“

Tagung „Wohnungsbau und Wohnungswirtschaft – Quo vadis?“

Wohnungsunternehmen zwischen 
Stadtentwicklung und Kapitalrendite 

Wohnungen und Wohnumfeld sind wichtige
Faktoren im Standortwettbewerb um Fami-
lien, Fachkräfte und Firmen. Diese vom VdW
südwest im Rahmen der „Aktion Stadt“ ver-
tretene Auffassung findet inzwischen zu-
nehmend auch bei Unternehmen und Kom-
munalpolitikern Gehör.

Die Forderungen des VdW südwest nach

einer stärkeren Verknüpfung von Woh-

nungswirtschaft und Stadtentwicklung fan-

den bei der gemeinsamen Diskussionsver-

anstaltung „Wohnen in lebendigen Städ-

ten“ mit der Wirtschaftsinitiative

FrankfurtRheinMain und der Landestreu-

handstelle Hessen der Landesbank Hessen-

Thüringen (Helaba) am 10. November 2005

in Frankfurt durchweg Zustimmung. VdW-

Verbandsdirektor Dr. Rudolf Ridinger hob

hervor, dass bei künftigen Projekten der

Stadtentwicklung der Dreiklang von Woh-

nen, Arbeiten und Freizeit in den Mittel-

punkt gehöre.

Diese Auffassung teilten nicht nur Frankfurts

Planungsdezernent Edwin Schwarz, sondern

auch Sprecher von Unternehmen, wie der

Geschäftsführer von Bouygues Immobilien

Frankfurt, Gerd F. Niesen, der Geschäfts-

führer der GWW Wiesbaden, Dr. Mathias

Müller, Hartmut Fruend, Managing Partner

von Ernst & Young Real Estate, und Peter 

Kobiela, Immobilienvorstand der Helaba.

Dabei stellte sich heraus, dass auf dem Weg

zum effizienten gemeinsamen Handeln ver-

schiedene Hindernisse zu beseitigen sind.

So sind nach Ansicht der Diskussionsteil-

nehmer bei Sanierung wie Neubau flexib-

lere Grundrisse erforderlich als das heute

noch häufig der Fall ist. Wohnungen müss-

ten auf die speziellen Bedürfnisse von Sing-

les, Familien und Senioren zugeschnitten

werden und Wohneigentum müsse auch in

zentraleren Lagen wieder finanzierbar wer-

den. Die Redner mahnten auch an, das

Wohnumfeld und eine durchmischte Be-

völkerungsstruktur im Auge zu behalten,

damit die Quartiere lebendig blieben. 

„Ich sehe Chancen, dass Politik, Verwal-

tung und Investoren auf der Grundlage der

gewonnenen Erkenntnisse künftig in der

Stadtentwicklung noch enger zusammen-

arbeiten, und dass die Wohnungswirtschaft

hierbei ein wichtiger Motor sein wird“, gab

sich Ridinger am Ende zuversichtlich. Bei

Frankfurts Planungsdezernenten jedenfalls

kam die Initiative „Aktion Stadt“ des VdW

südwest hervorragend an. Schwarz kün-

digte ein „Gesamtkonzept Leitplan Woh-

nen“ an und versprach, den Dialog fortzu-

setzen.

Wohnen wichtiger Standortfaktor im regionalen Wettbewerb

Veranstaltung „Wohnen in lebendigen Städten“
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In seiner Sitzung am 3. November 2005 be-
fasste sich der Hessische Landtag aus-
schließlich mit haushaltspolitischen Themen.
Neben den Beratungen über den Nachtrags-
haushalt 2005 stand u. a. die erste Lesung des
Haushaltsgesetzes 2006 auf der Agenda.

„Die Aufstellung des Haushalts […] erfolgt

vor dem Hintergrund einer seit 2002 offen

zu Tage getretenen, fundamentalen Wachs-

tumskrise. Hinzu kommt die in ihren ne-

gativen finanziellen Auswirkungen völlig

unterschätzte Steuerreform des Jahres

2000,“ soweit die Begründung zu dem

Entwurf des Landeshaushaltes 2006, der

eine Nettoneuverschuldung in Höhe von

1.675 Millionen Euro ausweist. Zusätzlich

zum Wohnraumförderungsprogramm –

wie schon 2005 mit 42 Millionen Euro ver-

anschlagt –  ist ein „Sonderprogramm Bal-

lungsraum“ mit einem Volumen von 20

Millionen Euro vorgesehen. Mit der laut 

Artikel 1, § 14, Abs. 2 vorgesehenen Erhö-

hung der Bürgschaftsrahmen für die Wohn-

raumförderung reagiert das Land sowohl

auf die gestiegene Inanspruchnahme als

auch auf die Erhöhung der Bürgschaftsbe-

träge, u. a. als Folge von BASEL II.

Kritisch zu bewerten ist die in Artikel 2 ge-

plante Änderung des Gesetzes über die Er-

richtung eines Sondervermögens „Woh-

nungswesen und Zukunftsinvestitionen“.

Nach der bisherigen Rechtslage muss „die

angemessene marktgerechte Vergütung“

dieser stillen Vermögenseinlage der Lan-

desbank Hessen-Thüringen (Helaba) zweck-

gebunden eingesetzt werden. In Zukunft

soll diese Vergütung jedoch in den allge-

meinen Haushalt zurückfließen. 

Die Entwürfe hat das Plenum an den Haus-

haltsausschuss des Landtages zur weiteren

Beratung überwiesen. 

Aus dem Wirtschafts- und Verkehrs-
ausschuss

Der Wirtschafts- und Verkehrsausschuss

des Landtages führt zusammen mit dem

Innenausschuss am 1. Dezember 2005 eine

öffentliche Anhörung zum Gesetzentwurf

der Landesregierung für ein „Gesetz zur

Änderung des Gesetzes zur Stärkung der

kommunalen Zusammenarbeit im Bal-

lungsraum Frankfurt/Rhein-Main (BallrG)“

und des „Gesetzes über den Planungsver-

band Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main

(PlanvG)“ durch. Abgesehen von Fristver-

längerungen sieht der Entwurf durch die

Streichung der Mitwirkungsbefugnisse in 

§ 2 Abs. 2 PlanvG eine Beschränkung der

Verbandsaufgaben auf die räumliche Pla-

nung und Beratungstätigkeiten vor. 

Wachstumskrise und unterschätzte Steuerreform

Haushaltsberatungen 2006 im Hessischen Landtag

Bei der Stadtentwicklung muss es mehr Ko-
operation geben und die Wohnungswirt-
schaft muss dabei sein. Das war der ein-
heitliche Tenor einer öffentlichen Anhörung
der Enquetekommission „Demographischer
Wandel“ des Hessischen Landtags am 
9. November 2005 in Wiesbaden.

Als positives Beispiel für die Positionierung

der Wohnungswirtschaft auf dem Gebiet

der Stadtentwicklung hob Dr. Diana Hum-

mel vom Institut für sozial-ökologische For-

schung (ISOE) das gemeinsame Positions-

papier „Aktion Stadt“ des VdW südwest und

des Büros Albert Speer hervor. „In diesem

Papier werden Kriterien für eine integrier-

te Stadtentwicklung formuliert, mit der

Durchmischung, Vielfalt und Integration

in den Städten gefördert und Segregations-

entwicklungen verhindert werden können“,

so Hummel. 

Die politischen Akteure sollten die Bedeu-

tung öffentlicher Wohnungsunternehmen

für die Beeinflussung von Stadtentwick-

lungsprozessen bedenken, erklärte Thomas

Dilger, Geschäftsführer der Nassauischen

Heimstätte, auch im Hinblick auf diverse

Diskussionen um den Verkauf dieser Unter-

nehmen. In jedem Fall sollten die Ge-

schäftsmodelle eventueller Käufer genau ge-

prüft werden. Dilger weiter: „Die Auswir-

kungen des demographischen Wandels

stellen die Verantwortlichen im Städtebau

und auch die Wohnungswirtschaft nicht

nur vor viele altbekannte, sondern auch vor

einige neue Aufgaben.“ Diese müssten nun

schnellstmöglich angegangen werden. 

Städte kinder- und 
familienfreundlicher gestalten

„Zielsetzung muss sein, die Städte zu stär-

ken und zu einem kinder- und familien-

freundlichen Wohnort, gerade für Familien,

zu machen“, erklärte Ulf Begher, Vor-

standsmitglied der Architekten- und Stadt-

planerkammer Hessen. Gleichzeitig gelte

es aber auch, andere Trends im Bereich

Wohnen und Stadtentwicklung aufzugrei-

fen.

Um in den Städten attraktiven Wohnraum

für alle Bevölkerungsgruppen mit ihren

unterschiedlichen Bedürfnissen bereit-

stellen zu können, rieten die Experten drin-

gend zur Entwicklung und Erprobung neu-

er Wohnformen und Modelle – besonders

für junge Familien und ältere Menschen. 

Wie der demographische Wandel als

Chance genutzt werden kann, berichtete

der Pirmasenser Oberbürgermeister Bern-

hard Matheis. „Indem beispielsweise un-

genutzte, leer stehende Häuser und Woh-

nungen abgerissen und die entstehenden

neuen Flächen als Grünflächen umgenutzt

werden, ist die Stadt deutlich attraktiver

geworden“, erläuterte er. Weitere kreative

Ideen, brachliegende Flächen und Gebäu-

de zu nutzen, fänden sich in Leipzig, merk-

te  Matheis an und riet den hessischen Po-

litikern zum Blick über den Tellerrand. 

Einigkeit herrschte bei allen Experten aus

Wohnungswirtschaft und Stadtplanung

darüber, dass die anstehenden Herausfor-

derungen nur kooperativ zu meistern

seien. Der wichtigste Partner in diesem

Prozess sei dabei die öffentliche und pri-

vate Wohnungswirtschaft. 

Anhörung zum Thema Wohnen
Enquetekommission „Demographischer Wandel“ des Hessischen Landtages
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Der innerstädtische Einzelhandel setzt gro-
ße Hoffnungen auf die Realisierung von „Bu-
siness Improvement Districts (BIDs)“ in den
Innenstädten. Das wurde bei der Anhörung
des Wirtschaftsausschusses des Hessischen
Landtages am 10. November 2005 be-
sonders deutlich. Anlass für die Anhörung
war der Gesetzentwurf für innerstädtische
Geschäftsquartiere (INGE), (siehe Bericht
und Kommentar im VM 11/2005, S. 22 f.).

In Hessen gibt es inzwischen mehrere In-

itiativen des innerstädtischen Einzelhan-

dels, die das Ziel verfolgen, die Innenstädte

attraktiver zu machen. Beispiele sind in

Marburg, Gießen und Kassel zu finden.

Die Vertreter des Einzelhandels, aber auch

der Industrie- und Handelskammern und

der Handwerkskammern sprachen in der

Anhörung die Hoffnung aus, dass mit der

Einführung einer gesetzlichen Grundlage

die Realisierung von gemeinsamen Akti-

vitäten des Einzelhandels in den Innen-

städten erleichtert wird.

Sehr viel Zustimmung

Der Gesetzentwurf wurde in der Anhö-

rung vom Städtetag und dem Städte- und

Gemeindebund unterstützt, auch weil sie

ohne Eigenanstrengungen des Einzelhan-

dels einen weiteren Rückgang der Attrak-

tivität der Innenstädte befürchten.

Eine gesetzliche Grundlage für BIDs exis-

tiert seit Anfang des Jahres in Hamburg. An

dieses Gesetz lehnt sich der hessische Ent-

wurf an. Die in Hamburg bislang realisierten

Projekte sind allerdings auf Quartiere mit

Einzelhandelsgeschäften für den gehobenen

Bedarf beschränkt. Dort haben sich bei-

spielsweise Geschäftsinhaber am Neuen Wall

auf ein Maßnahmenpaket mit einem Fi-

nanzvolumen von 6 Millionen Euro verstän-

digt.

Probleme bei der Umsetzung

Deutlich wurden bei der Anhörung allerdings

auch einige Umsetzungsprobleme. So kön-

nen z. B. die finanziellen Möglichkeiten ei-

niger Grundstückseigentümer bei BIDs

überstrapaziert werden.

Breiten Raum nahm in der Diskussion auch

die Problematik der Trittbrettfahrer ein. 

Dr. Rudolf Ridinger, Verbandsdirektor des

VdW südwest, sowie der Vertreter des Lan-

desverbandes Haus und Grund betonten,

dass nicht alle, die einer Maßnahme nicht zu-

stimmen, zu den Profiteuren zu zählen sind.

Im Hinblick auf die Interessen rund um das

Wohnen einerseits und Handel andererseits

könnten auch Interessenkonflikte entstehen.

Eine Einbeziehung des Wohnens in die Fi-

nanzierung von Maßnahmen sei bei solchen

Interessenkonflikten nicht gerechtfertigt. 

Dr. Ridinger wies zudem darauf hin, dass

die Probleme der Innenstadtentwicklung kei-

neswegs nur alleine ein Einzelhandelspro-

blem seien. Erforderlich sei eine Aufwertung

der Innenstädte, die die Funktionen Arbeiten,

Wohnen und Freizeit zusammen berück-

sichtige.  

Schließlich ging es bei der Anhörung auch

um die Frage, in welcher Form die Kommu-

nen eine gesetzliche Grundlage für BIDs ins-

trumentalisieren würden. So wurde u. a. die

Befürchtung geäußert, dass Kommunen auf-

grund ihrer Haushaltslage versucht sein

könnten, ihre kommunalen Ausgaben zu-

rückzuführen oder gar zu unterlassen, um

Grundstückseigentümer in BID-Gebieten zu-

sätzlich „zu motivieren“. Dass dieser Me-

chanismus in „einzelnen Kommunen“ statt-

finden könnte, wurde von den Vertretern der

kommunalen Verbände nicht ausgeschlos-

sen. 

Fraglich blieb zudem, in welchem Umfang

BIDs in den nächsten Jahren entstehen könn-

ten. Es herrschte Übereinstimmung, dass sie

nur dann zu Stand kämen, wenn der „kom-

munale Friede“ hierdurch nicht zu stark be-

lastet werde.

BIDs – Hoffnungsträger des innerstädtischen Einzelhandels?

Anhörung im Hessischen Landtag zu „INGE“

Personalia / Jubiläen

Jubiläen von 
Mitgliedsunternehmen

Januar und Februar 2006

100 Jahre
28. Januar 2006
Gemeinnützige Baugenossenschaft

eG, Eltville 

70 Jahre
13. Februar 2006
Gemeinnützige Baugenossenschaft

Hersfeld 1936 eG, Bad Hersfeld

π Die Wohnbau-Genossenschaft Heimat-
friede eG, Frankfurt, teilt mit, dass in

der Nachfolge von Joachim Herrmann

der Aufsichtsrat Herbert Wieder zum

Aufsichtsratsvorsitzenden gewählt

hat.

π Die Gemeinnützige Bau- und Sied-
lungsgenossenschaft Herborn eG, Her-
born, teilt mit, dass der Aufsichtsrat

Mark-Thomas Kling zum weiteren

hauptamtlichen Vorstandmitglied be-

stellt hat.

π Die Gemeinnützige Baugenossenschaft
Kelsterbach eG, Kelsterbach, teilt mit,

dass die Mitgliederversammlung am

21. September 2005 für die ausgeschie-

denen Aufsichtsratsmitglieder Frie-

drich Treutel und Hermann Laudan

nun Matthias Reinhard und Stefan

Schmidt in den Aufsichtsrat gewählt

hat. Zum Vorsitzenden des Aufsichts-

rates wurde Jürgen Zeller und zum

stellvertretenden Aufsichtsratsvorsit-

zenden wurde Ulrich Kaczenski ge-

wählt.

Aus den Mitgliedsunternehmen

Dem VdW südwest wurde mitgeteilt
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Seit Januar 2004 sind an vier Wohnhaus-
Standorten der gewobau Rüsselsheim test-
weise „Müllschleusen“ im Einsatz. Sie tragen
auch zur Senkung der Müllkosten bei.

Das System der „Abfallschleuse“ sorgt für

bessere Mülltrennung und damit für Ein-

sparungen. „Eingeschleust“ werden die

Mülltüten jedes Mieters in die nur für Rest-

müll vorgesehene „Schleuse“ durch einen

Chip. Den erhält jede Mietpartei. Nur damit

kann die Öffnungsklappe der „Müllschleu-

se“ geöffnet werden. Der kodierte Chip re-

gistriert die Restmülleinwürfe jeder Miet-

partei. Die werden dann für die Müllge-

bühren berechnet.

Gerechtere Kostenverteilung

„Die Müllschleusen-Lösung bietet durch

den Anteil von verbrauchsabhängiger Ver-

teilung der Müllgebühren eine gerechtere

Kostenverteilung“, sagt Geschäftsführer 

Michael Hampel. Im Testbereich werden

die Müllkosten, anders als sonst, nämlich

nur zur Hälfte nach der Wohnfläche be-

rechnet. Die zweite Hälfte verteilt sich nach

dem individuellen Verbrauch pro Mieter.

Das ist die Anzahl der Einwürfe in die Müll-

schleuse. Wer also sorgfältig trennt und da-

mit die Anzahl der Einwürfe in die Müll-

schleuse reduzieren kann, der spart bares

Geld.

Damit der Restmüll aber stattdessen nicht

in der Bio-, Papier- oder Verpackungston-

ne landet, informiert und berät ein Fach-

unternehmen vor Ort. Zudem wurden die

Müllplätze an jedem der vier Teststandor-

te als „Müllhäuser“ umgestaltet. Zu denen

haben nur noch die Mieter mit ihrem

Haustürschlüssel Zugang. „Müll-Tou-

rismus wird damit weit gehend ausge-

schlossen und die Müllplätze sind deut-

lich sauberer als zuvor“, freut sich der Ge-

schäftsführer.

Ein Drittel weniger Abfallgebühren

Nach dem ersten Abrechnungszeitraum

2004 steht schon fest: Die „Müllschleu-

sen“ bringen im Durchschnitt mehr als

ein Drittel Einsparungen. Genau 34 Pro-

zent beträgt die Gesamtreduzierung der

Müllgebühren für die vier Standorte. Die

Hälfte davon erhält das Fachunternehmen,

das die Müllschleusen auf eigenen Kosten

betreibt und kontrolliert. Es berät auch die

Mieter und  reinigt  regelmäßig die Müll-

tonnenplätze.

Die andere Hälfte der Einsparungen von

über 19.000 Euro erhalten 169 Mietpar-

teien in den vier Häusern. Sie haben sich

durch konsequente Mülltrennung jährli-

che Müllgebühren von durchschnittlich

113,25 Euro eingespart. Dabei gestalten sich

die Einsparungen

unterschiedlich. „Es

gibt Mieter, die 267

Euro weniger be-

zahlen konnten,

während andere ei-

ne Erhöhung von

476 Euro hinneh-

men mussten“, er-

läutert der Ge-

schäftsführer, eben

nach dem indivi-

duellen Verbrauch.

„Die gewobau beur-

teilt das vorliegen-

de Jahresergebnis

2004 sehr positiv,

weil auch die Hoch-

rechnungen für das laufende Jahr 2005

die Sensibilität der Mieter und damit wei-

tere, tatsächliche Einsparungen für die

Mieterschaft erwarten lassen“, betont

Hampel. 

Mieter wollen Projekt weiterführen

Durch eine Befragung hat das Wohnungs-

unternehmen zudem ausgelotet, ob die

Mieter eine Weiterführung des Projektes

über den ursprünglich für zwei Jahre

(2004 und 2005) festgesetzten Zeitraum

hinaus wünschen. 89 Prozent der Mieter

sagten ja. Für die gewobau Grund genug,

mit dem Projekt weiterzumachen.

„Zusätzlich hat man mit dem beteiligten

Fachunternehmen einen höheren Einspa-

rungssatz für die Mieter erreicht“, so Ge-

schäftsführer Hampel. Danach erhält das

Fachunternehmen seit 1. Oktober dieses

Jahres nicht mehr 50 Prozent der Einspa-

rungssumme plus Mehrwertsteuer, son-

dern nur noch 43 Prozent.

Die sehr guten Erfahrungen mit den Müll-

schleusen bieten ganz aktuell auch die

Grundlage für eine Erweiterung des Pro-

jektes. „Im nächsten Jahr wird in Zu-

sammenarbeit mit den städtischen Müll-

entsorgern ein weiteres Modellprojekt für

275 Mietparteien im Stadtteil Rüsselsheim-

Bauschheim aufgenommen“, kündigt der

Geschäftsführer an.

Müllschleusen – 
Erfolgreich gegen hohe Müllgebühren

gewobau – Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Rüsselsheim mbH, Rüsselsheim

Mit dem Chip lässt sich die Klappe für den
Restmüll öffnen.

Müllschleuse Hessenring in Rüsselsheim
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Hier wurde eine Senioren-Wohngemein-
schaft der besonderen Art realisiert: Das
Gemeinnützige Siedlungswerk (GSW) in
Frankfurt wird im Mai 2006 die Arbeiten
an den Wohnungen in der Gundelandstraße
5 – 7 in Frankfurt-Preungesheim beenden.
Dann sollen die ersten Mieter einziehen.
„Nicht erst die Vertreter der Generation 60
plus wollen ihr Leben aktiv und selbstbe-
stimmt ohne Bevormundung führen“, sag-
te GSW-Direktor Heinrich Rose beim Richt-
fest des Rohbaus im Neubaugebiet „Frank-
furter Bogen“.

Neben den 14 modernen und barriere-

freien Seniorenwohnungen des einen

Wohnkomplexes, die den Mitgliedern des

Vereins „Preungesheimer Ameisen – Ge-

nerationsübergreifende Hausgemeinschaft

im Frankfurter Bogen“ zustehen, wird der

zweite Komplex zwei Wohnungen umfas-

sen. Die sind baulich auf die Bedürfnisse

und Erfordernisse demenzkranker Men-

schen abgestimmt. Das Diakonische Werk

wird diese beiden Wohnungen betreuen, in

denen je sieben Personen Aufnahme fin-

den.

Selbstständig in einer Gemeinschaft

In dem Wohnprojekt des GSW Frankfurt

werden Mitglieder der „Preungesheimer

Ameisen“ – einer Art Bürgerinitiative –

wohnen, die sich ein Heim für das Alter

schaffen wollen. „Gerade wenn man Er-

fahrungen mit der Altenpflege hat und den

Heimalltag kennt, stellt

sich umso mehr die

Frage, wie man sich die

eigene Zukunft im Al-

ter vorstellt“, sagt Chris-

tiane Hanka, Urheberin

des Projektes. Ehren-

amtlich hat sie in der

Preungesheimer St.

Christopherus-Gemein-

de Senioren betreut. Ih-

re Idee: Ein Wohnpro-

jekt ins Leben zu rufen,

in dem ältere Men-

schen ihre Selbststän-

digkeit bewahren – 

ohne im Alter der Ver-

einsamung anheim zu

fallen. Mit diesem An-

sinnen wandte sie sich

an die Stadt. „So ist die

Zusammenarbeit mit

der Caritas und dem GSW Frankfurt zu

Stande gekommen,“ erklärt Hanka. 

Diese Kooperation mit dem GSW brachte

Gestaltungsspielraum, der dann von den

zukünftigen Mietparteien auch bei der Ge-

staltung der Gruppen- und Gemein-

schaftsräume im Wohnkomplex genutzt

wurde. Das GSW fühlt sich traditionell den

verschiedenen Wohnformen für Senioren

verpflichtet. Denn jede dritte der etwa

6.700 GSW-Wohnungen ist eine Senio-

renwohnung.

Miete für 15 Jahre festgeschrieben

Außer den Vertretern der Caritas, des Di-

akonischen Werkes, der Stadt Frankfurt

und dem GSW, hatten sich auch die zu-

künftigen Mieter zum Richtfest eingefun-

den. Neben den Zuschüssen, die die

„Preungesheimer Ameisen“ als gemein-

nütziger Verein zur Finanzierung des Baus

von der Stadt erhalten haben, konnten sich

die Mieter über ein Mietdarlehen einbrin-

gen. Je nach Höhe dieses Darlehens be-

trägt der zu entrichtende Mietpreis für die

48 bis 76 Quadratmeter großen Neubau-

wohnungen zwischen 6,17 und 10,28 Euro.

Der Mietzins ist für 15 Jahre festgeschrie-

ben und die Mieter haben ein Mitsprache-

recht bei der zukünftigen Belegung freier

Wohnungen. 

„Dieses erfolgreiche Projekt altersüber-

greifenden Wohnens wird nicht das einzi-

ge dieser Art bleiben. Weitere interessier-

te Wohngruppen, wie die „Silberdisteln“

aus Kronberg, die „Ginkos“ aus Langen

und die „Gruppe Lebenswert“ aus Sulz-

bach, haben bereits Kontakt zu uns aufge-

nommen,“ so Walter Hoffmann, Ge-

schäftsstellenleiter des GSW in Frankfurt.

Die große Erfahrung des GSW mit dem

Bau von Pflegeheimen, Sozialstationen

und behindertengerechten Wohnungen

half im Neubaugebiet „Frankfurter Bogen“

in Preungesheim, ein komfortables Wohn-

gebäude mit einem Konzept für altersüber-

greifendes Wohnen zu errichten. Es ist auf

die aktuellen Bedürfnisse der zukünftigen

Bewohner zugeschnitten und wird diese

Aufgabe auch in Zukunft erfüllen. 

Altersübergreifendes Wohnen 
in Preungesheim

GSW – Gemeinnütziges Siedlungswerk GmbH, Frankfurt am Main

Altersübergreifendes Wohnen in der Frank-
furt-Preungesheimer Gundelandstraße

Mehrere Generationen unter einem Dach in altersgerechten 
Wohnungen

Kontakt: Walter Hoffmann
Tel.: 0 69 /1 5 44-1 41 
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In der Sitzung des Fachausschusses für Ka-
pitalgesellschaften des VdW südwest am
8. November 2006 in Frankfurt standen
vor allem Themen des Zusammenwirkens
von Wohnungswirtschaft und Kommunen
bei der Stadtentwicklung auf der Tages-
ordnung.

Aktuelle Aktionen und Gesetzesinitiativen

des Landes Hessen standen dabei im

Vordergrund. Verbandsdirektor Dr. Rudolf

Ridinger berichtete über den Stand und

die weitere Entwicklung der „Aktion Stadt“.

Anhand eines Thesenpapiers hatte der Ver-

band die Aktion Mitte des Jahres gestartet.

Darin wird dem Geschäftsfeld rund um

das Wohnen zunehmende Bedeutung bei-

gemessen und dargelegt, dass Wohnungs-

politik und Wohnungsentwicklung immer

mehr Berührungspunkte mit Stadtentwick-

lungsfragen aufweisen. Ziel des Verbandes

ist es, mit der „Aktion Stadt“ die allgemei-

ne Diskussion anzustoßen und gelungene

Beispiele aufzuzeigen, um so Stadtent-

wicklungsprozesse zu verändern.

Bisherige Instrumente, wie die städtebau-

lichen Verträge oder die gängige Handha-

bung der Stadtentwicklung als Durchfüh-

rung einzelner Großprojekte, fördern den

grundlegenden Wandel zur Bewältigung der

großen demographischen Herausforderung

nach Ansicht des Fachausschusses nicht. 

Die Gesetzesinitiative des Landes Hessen

für ein Gesetz zur Stärkung von inner-

städtischen Geschäftsquartieren (INGE) bot

weiteren Diskussionsstoff. Dabei orientiert

man sich an Vorbildern aus den USA und

Kanada, dort Business Improvement Dis-

tricts (BID) genannt. In Hamburg ist ein

vergleichbares Gesetz seit Jahresbeginn in

Kraft. Dieses neue Stadtentwicklungsmo-

dell soll die urbanen Einzelhandel- und

Dienstleistungszentren stärken. Sie soll die

örtliche Wirtschaft stützen und die wohn-

ortnahe Versorgung der Bevölkerung mit

Waren und Dienstleistungen dauerhaft si-

chern. Das Gesetz legt so genannte Inno-

vationsbereiche in eigener Organisation

und Finanzverantwortung der betreffen-

den Grundstückseigentümer fest.

Stadtentwicklung in der Diskussion

Fachausschuss für Kapitalgesellschaften 

Den Schwerpunkt der Sitzung des Fach-
ausschusses für Hausbewirtschaftung bil-
deten am 10. November 2005 in Frankfurt
die Themen Instandhaltungskosten-Bench-
marking und Portfolio-Management.

Dr. Christian Holthaus, Hannover, stellte

die von seinem Unternehmen entwickelte

Software für ein Instandhaltungskosten-

Benchmarking vor. In der anschließenden

Diskussion wurde deutlich, dass ein ziel-

gerichtetes Benchmarking entscheidend

von der Auswahl geeigneter Vergleichsob-

jekte abhängt.

Derzeit eignet sich das vorgestellte Ver-

fahren besonders für ein internes Bench-

marking zur Analyse der eigenen Be-

triebsabläufe. Sinnvoll erscheint – insbe-

sondere bei kleinen und mittleren

Unternehmen – eine turnusmäßig wieder-

kehrende Analyse. Im Zusammenhang mit

einem eventuell anstehenden Wechsel der

wohnungswirtschaftlichen Software kann

der Einsatz als Datenspeicher für spätere

Auswertungen sinnvoll sein. Für ein ex-

ternes Benchmarking müssten vergleich-

bare Unternehmen ihr Datenmaterial an-

gleichen.

Danach wurde den Ausschussmitgliedern

die im GdW-Extranet veröffentlichte,

elektronische Arbeitshilfe zur Auswahl ei-

nes geeigneten Portfolio-Management-

systems vorgestellt. Diese umfasst grund-

sätzliche Informationen zum Portfolio-

Management, eine Checkliste zur indivi-

duellen Angebotseinholung sowie eine

Übersicht der Funktionen verbreiteter 

Systeme. Im Fachausschuss bestand Ei-

nigkeit darüber, dass die Portfolio-Analyse

zukünftig weiter an Bedeutung gewinnen

wird. Das GdW-Extranet ist über die Inter-

netseiten des VdW südwest jedem Mit-

gliedsunternehmen zugänglich. Der

Download ist kostenfrei.

Portfolio-Analyse gewinnt an Bedeutung

Fachausschuss für Hausbewirtschaftung 

Am 16. November 2005 tagte der
Fachausschuss für Eigentum des
VdW südwest in Frankfurt und disku-
tierte aktuelle Fragen.

Die Teilnehmer  erörterten zunächst

die „Lübecker Erklärung“, in der der

GdW Forderungen an die neue

Bundesregierung gerichtet hat. Da-

bei bestand Einigkeit, dass es für die

zum 1. Januar 2006 beabsichtigte

Streichung der Eigenheimzulage

zum Ausgleich anderweitige Zuge-

ständnisse der Bundesregierung ge-

ben müsse. Dazu böte sich in erster

Linie eine gesetzliche Anerkennung

von Wohnungseigentum im Rah-

men der gesetzlichen Altersvorsorge

an. 

Weiteres Thema war die bevorste-

hende Einführung des Energieaus-

weises. Einmal mehr vertrat man die

Ansicht, dass der verbrauchsorien-

tierte Ausweis dem bedarfsorientier-

ten Energieausweis nicht zuletzt aus

Kostengründen vorzuziehen ist. 

Nach der Vorstellung einer empirica-

Studie zu neuen Erwerbertypen am

Wohnungsmarkt sowie eines von

der BAG der Deutschen Immobilien-

wirtschaft in Auftrag gegebenen

Gutachtens zur Integration von

selbst genutztem Wohneigentum in

die staatlich geförderte Altersvorsor-

ge wurden Möglichkeiten ausgelotet,

einen regionalen Mietenvergleich zu

erstellen. 

Am Ende der Sitzung verabschiede-

ten Verbandsdirektor Dr. Rudolf 

Ridinger und Harald Urban die lang-

jährige Ausschussvorsitzende Karin

Kuhn. Sie dankten ihr für ihr großes

Engagement in der Ausschussarbeit.

Ausgleich für 
den Wegfall der

Eigenheimzulage
ist notwendig

Fachausschuss für Eigentum
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Unter Leitung des Vorsitzenden Manfred
A. Bucksch tagte der Fachausschuss für
Berufliche Bildung und Personalentwick-
lung des VdW südwest am 26. Oktober
2005 in Frankfurt. Zentraler Beratungs-
punkt war die anstehende Novellierung
des Ausbildungsberufs Kaufmann/Kauf-
frau in der Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaft.

Die Novellierung soll am 1. August

2006 in Kraft treten. Damit verbunden

sind die neue Berufsbezeichnung 

„Immobilienkauffrau/Immobilienkauf-

mann“ und neue Wahlmöglichkeiten:

Im dritten Ausbildungsjahr können die

Auszubildenden aus den fünf Wahlqua-

lifikationen Steuerung und Kontrolle

des Unternehmens, Objektbetreuung,

Immobilienhandel und Maklerfunk-

tion, Immobilienentwicklung und

WEG-Verwaltung zwei auswählen.

Damit ermöglicht die Neuordnung den

Unternehmen mehr Flexibilität. Dieje-

nigen Unternehmen, die keine WEG-

Verwaltung anbieten, müssen diese

entsprechende Wahlqualifikation auch

nicht vermitteln.

Der GdW will das Inkrafttreten der ge-

planten Ausbildungsordnung nutzen,

um eine breit angelegte Image-Kam-

pagne für das Berufsbild „Immobilien-

kauffrau/Immobilienkaufmann“ zu

starten. Das ist mit Blick auf die demo-

graphische Entwicklung auch dringend

erforderlich.

Image-Kampagne für das neue Berufsbild 
Immobilienkauffrau / Immobilienkaufmann

Fachausschuss für Berufliche Bildung und Personalentwicklung

Unter Leitung seines Vorsitzenden Heinz
Bolbach traf sich der Fachausschuss für Ge-
nossenschaften des VdW südwest zu einer
Sitzung am 22. November 2005 in Bad Neu-
enahr. 

Im Mittelpunkt stand die Vorbereitung der

Arbeitsgruppe „Migration/Integration“, bei

der der VdW südwest im Rahmen des 

5. Gemeinsamen Genossenschaftstages am

3. und 4. Mai 2006 in Dortmund die Fe-

derführung hat. Das Statement eines städ-

tischen Ausländerbeauftragten soll die

Kurzpräsentation von Praxisbeispielen er-

gänzen.

Danach diskutierte man die Umsetzung

der Ergebnisse des Gutachtens der Exper-

tenkommission „Wohnungsgenossen-

schaften“ in Hessen. Der Landtag hatte die

hessische Landesregierung aufgefordert,

über ihre Gespräche und Initiativen mit

den Kommunen, Wohnungsgenossen-

schaften und Verbänden zu berichten –

und zwar auf der Grundlage des Berichts

der Expertenkommission und des Verfas-

sungsauftrags gemäß Art. 44 zur Förde-

rung von Genossenschaften. Anlässlich ei-

nes Gesprächs des Verbandes im Hessi-

schen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr

und Landesentwicklung wurde vereinbart,

im Jahr 2006 einen Wettbewerb auszu-

schreiben. Motto: „Stärkung von Selbst-

hilfe und Selbstverantwortung – Beiträge

von hessischen Wohnungsgenossenschaf-

ten“. Die Preisverleihung soll im Rahmen

einer gemeinsamen Veranstaltung des

VdW südwest und des Ministeriums statt-

finden.

Wettbewerb für Wohnungsgenossenschaften in Hessen 

Fachausschuss für Genossenschaften 

Unter der Leitung der Vorsitzenden Dr. Sylvia
Kerbel tagte am 27. Oktober 2005 der Fach-
ausschuss für EDV und Organisation des VdW
südwest in Frankfurt.

Zu Beginn der Sitzung diskutierte man über

den Bedarf an Portfolio-Management-Syste-

men in der Wohnungswirtschaft. Die Teil-

nehmer waren sich darin einig, dass zumin-

dest ab einem Bestand von zirka 1.000 Woh-

nungen das Portfolio-Management eine

Grundlage für die Dokumentation des Woh-

nungsbestandes bei der Instandhaltungspla-

nung und der Mietenentwicklung ist. Der

Verband hält hierzu für seine Mitglieder ein

eigenes Tool bereit.

Im Mittelpunkt der Sitzung stand das The-

ma IT-Systemprüfung. Prüfungsdirektor Dr.

Heinz Jürgen Schirduan stellte die Grund-

lagen dar. Im Rahmen der Jahresabschluss-

prüfung sei es erforderlich, sich nicht nur

mit den bestehenden EDV-Systemen im

Unternehmen auseinanderzusetzen, son-

dern auch die Auswirkungen der EDV-Ge-

schäftsprozesse auf den Jahresabschluss und

auf die Bilanzierung zu würdigen. Die Unter-

nehmen müssen hierbei einige Besonder-

heiten beachten, um Risiken zu vermeiden,

wie z. B. die Aspekte Umfeld, Organisation,

Geschäftsprozesse, Anwendungen, Über-

wachungssysteme, Outsourcing und Infra-

struktur. Ein Software-Testat allein lasse

noch keine Aussage über die sachgerechte

Anwendung im Unternehmen zu. 

IT-Systemprüfung stand im Mittelpunkt

Fachausschuss für EDV und Organisation 
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VdW Rheinland Westfalen und VdW südwest: Gemeinsame Termine 2006

Die Termine werden in jeder Ausgabe des VerbandsMagazin ergänzt bzw. aktualisiert.

Kooperations-Ausschuss Drei-Länder-Büro (DLB)
Erste Sitzung im Mai
Montag, 25.09., 12.00 Uhr Hofgeismar

Gemeinsame Sitzung der Verbandsräte
Montag, 19.06., 16.00 Uhr

Gemeinsame Sitzungen der Ausschüsse für Genossenschaften
Erste Sitzung Anfang April
Zweite Sitzung im Herbst

Gemeinsame Sitzungen der Ausschüsse für Technik
Erste Sitzung März/April Ludwigshafen
Donnerstag, 08.06., 10.00 Uhr Düsseldorf
Studienreise Anfang September Riga

Gemeinsame Sitzungen der Arbeitskreise „PR + Marketing“
Erste Sitzung im 1. Halbjahr NRW
Zweite Sitzung im 2. Halbjahr Ludwigshafen

Arbeitskreis 
„Privatisierung von Wohnungsbeständen“

Erste Sitzung im Frühjahr Bonn
Zweite Sitzung im Herbst Bonn

Arbeitsgemeinschaft 
rheinland-pfälzischer Wohnungsunternehmen 
π Vollversammlung

Erste Sitzung Mitte Mai Rheinland-Pfalz
Zweite Sitzung im November Rheinland-Pfalz

π Arbeitsausschuss
Erste Sitzung im Februar Rheinland-Pfalz
Zweite Sitzung im September Rheinland-Pfalz

Arbeitsgemeinschaft 
der Wohnungs- und Immoblienwirtschaft Saar (AWIS)

Termine werden noch festgelegt. Saarbrücken

Tagungen/Kongresse

π Energiekonferenz 2006:
Effizienz steigern – Erträge optimieren
(i. V. m. EBZ und techem)
Dienstag, 14.02., 10.00 Uhr Bochum

π Frühjahrsgutachten 2006 des Rates der Immobilienweisen
Februar Bonn

π Integration – Sind wir auf dem richtigen Weg?
(i. V. m. InWIS und Schader-Stiftung)
Di., 21.03., oder Mi., 22.03. Köln

π Vom Büroraum zum Wohnraum
(i. V. m. Architektenkammern)
März

π Quartiersmanagement
(i. V. m. EBZ)
Donnerstag, 11.05., 10.00 Uhr Bochum

π Intelligentes Wohnen
(i. V. m. InWIS und EBZ)
Donnerstag, 28.09., 10.00 Uhr Bochum

π Betriebskosten-Management
(i. V. m. InWIS und EBZ)
Donnerstag, 19.10., 10.00 Uhr Bochum

π Novellierung des Genossenschaftsrechts
(i. V. m. EBZ)
Juni Bonn

Veranstaltungsreihen

Aktuelles Steuerrecht
– 1. Tagung 2006

Mittwoch, 14.06., 10.00 Uhr Bonn
– 2. Tagung 2006

Dienstag, 07.11., 10.00 Uhr Bochum
PR + Marketing in der Wohnungswirtschaft

– Preisverleihung Wettbewerb „Homepages“
1. Halbjahr

– Workshop „Homepages“
2. Halbjahr

Technik in der Wohnungswirtschaft

– Energieeinsparung durch Wärmepumpen
(i. V. m. Architektenkammer NRW)
Donnerstag, 06.04., 10.00 Uhr NRW

– Alternative Energien nutzen – Energiekosten senken
1. Veranstaltung im Frühjahr
2. Veranstaltung im Herbst

– Richtig modernisieren –
Alte Bauschäden beseitigen, neue vermeiden
Sommer

– Der neue Energieausweis
Termin wird noch festgelegt

Multimedia in der Wohnungswirtschaft

(i. V. m. WRW)

– Vernetzte Welt – 
Nutzungskonzepte für Woohnungsunternehmen
Sommer

Treffpunkt Hausmeister in der Wohnungswirtschaft

– 1. Treffpunkt 2006
Frühjahr Hessen

– 2. Treffpunkt 2006
Oktober Bochum

Marktplatz Wohnungsgenossenschaften

– Kooperationen und Netzwerke
Herbst

Gennossenschaftsrecht Aktuell

– 1. Tagung 2006
April

Treffpunkt Ehrenamt in Genossenschaften

– 1. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 03./04.11. Münster

– 2. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 10./11.11. Bad Neuenahr

– 3. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 17./18.11.

– 4. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 24./25.11.
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VdW südwest: Termine 2006
Verbandstag

Di./Mi., 26./27.09. Hofgeismar
Verbandsrat

Dienstag, 07.02., 10.00 Uhr Frankfurt
Donnerstag, 27.04., 10.00 Uhr Frankfurt
Montag, 19.06., 15.00 Uhr
Dienstag, 05.09., 10.00 Uhr Frankfurt
Montag, 25.09., 15.00 Uhr Hofgeismar
Dienstag, 05.12., 10.00 Uhr Frankfurt

Prüfungsausschuss
Montag, 06.02., 15.00 Uhr Frankfurt
Mittwoch, 26.04., 15.00 Uhr Frankfurt
Montag, 19.06., 14.00 Uhr
Montag, 04.09., 15.00 Uhr Frankfurt
Montag, 04.12., 15.00 Uhr Frankfurt

Fachausschuss für Genossenschaften
Dienstag, 14.02., 10.00 Uhr Bad Homburg
Eine weitere Sitzung im 2. Halbjahr

Fachausschuss für Kapitalgesellschaften
Dienstag, 04.04., 10.00 Uhr Frankfurt
Mittwoch, 08.11., 10.00 Uhr Frankfurt

Fachausschuss für Hausbewirtschaftung
Donnerstag, 30.03., 10.00 Uhr Frankfurt
Eine weitere Sitzung im 2. Halbjahr

Fachausschuss für Recht
Mittwoch, 22.02., 10.00 Uhr Frankfurt
Mittwoch, 21.06., 10.00 Uhr Frankfurt
Mittwoch, 25.10., 10.00 Uhr Frankfurt

Fachausschuss für Steuern
Dienstag, 21.02., 10.00 Uhr Frankfurt
Eine weitere Sitzung im 2. Halbjahr

Fachausschuss für Planung und Technik
Donnerstag, 06.04., 10.00 Uhr Frankfurt
Donnerstag, 12.10., 10.00 Uhr Frankfurt
Donnerstag, 14.12., 10.00 Uhr Frankfurt

Fachausschuss für Berufliche Bildung und Personalentwicklung
Mittwoch, 15.03., 10.30 Uhr Frankfurt
Ein bis zwei weitere Sitzungen

Fachausschuss für Eigentum
Mittwoch, 29.03., 10.00 Uhr Frankfurt
Eine weitere Sitzung im 2. Halbjahr

Fachausschuss für EDV und Organisation
Dienstag, 27.06., 10.00 Uhr Frankfurt
Eine weitere Sitzung im 2. Halbjahr

Die Termine werden in jeder Ausgabe des „VerbandsMagazin“ 
ergänzt bzw. aktualisiert.

Medienecho

Frankfurter Neue Presse, 10.11.2005
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DIE WELT, 11.11.2005

Frankfurter Neue Presse, 09.11.2005 Frankfurter Neue Presse, 12.11.2005

FAZ, 4.11.2005


